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Dasteuerung der Wirtschaft. 


Go. der 


Politik für 
die Kriegführung 
und für die 
Wirtschaft, 


I 


Einleitung 
a 
Für die Kriegfiihrung ist die Politik entechei- 
dend., Sie hat Zweck und Ziel anzugebei. Von ihr hängen 
die militärischen und wirtschaftlichen Massnahmen ab. 
In dem Umfang und in dem Zeitmaß, in dem sich die Politik 
ändert, ändert sich die Zielrichtung der militärischen 


und wirtschaftlichen Massnahmen. 


Der Ablauf des Krieges seit dem 1.September 1939 
hat eindeutig und klar die vorstehend angegebenen Grund- 
sätze bewiesen, Durch die sich stetig ändernde politische 
Lage wurden die militärischen Massnahmen nachdriicklichst 
beeinflusst, Diese verlangten wiederum Änderungen und 


Umstellungen in der Wirtschaft. 


Die Blitzkriege mit ihren einzigartigen Erfolgen 
haben Forderungen an die Wirtschaft gestellt, die nur 
unter grössten Anstrengungen und nur unter Ansnutzung 


der durch die Waffenerfolge erlangten Verstärkungaa an 
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Die Führer- 
entscheide. 
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Maschinen, Menschen und Material erfüllt werden konnten. 


Das trifft besonders auf die Notwendigkeit der Umsteuerung' 


der Wirtschaft 


1) infolge der Kriegserfahrungen 
2) infolge Änderung der Angriffsrichtung 
3) infolge der Ausweitung der Kriegsgebiete 


Dadurch ist eine gewisse Unruhe in den Gang und 
in den Verlauf der Wirtschaft getragen worden, Darunter 
hat die Fertigung der Wirtschaft zu leiden gehabt, Da 
gerade die Wirtschaft in längeren Zeitmassen rechnet, 
mussten sich die notwendig gewordenen Änderungen nach- 


teilig auswirken. 


b 

Für die wirtschaftlichen Massnahmwn, insbesondere 
die Änderungen, sind vom November 1939 ab die Forderungen 
massgebend gewesen, die der Führer jeweilig gestellt hat, 
soweit sie in die Zeit von Kriegabeginn bis zu dem 
Waffenstillstand mit Frankreich fallen, sind sie in der 
Arbeit des Dr.Frhr. von Wolzogen " Die Tätigkeit des 
wi Ri Amtes bei der Sicherstellung der Munitionsversor- 
gung der Wehrmachtteile von 1956 bis zum Waffenstillstand 
mit Frankreich" behandelt worden. In der vorliegenden 
Arbeit erfolgt die Darstellung der " Umsteuerung der 
Wirtschaft" seit dem Waffenstillstand mit Frankreich, 


Der Arbeit liegen somit die Forderungen zu Grunde, 


E 


245326 


j 








Im 


die der Führer stellte ı 


1) im Juni 1940 : die auf Grund dieser Forderung von den 
Wehrmachtteilen unter der Leitung des Wi RU Amtes aus- 
gearbeiteten Programme fanden die Billigung des Führers 
in seinem Entscheid vom 13.duli 1940 *(Anl.1) 


2) Mitte August 1940 : die ihren Niederschlag in dem 
Pührerentscheid vom 20.8.1940 fanden." (Anl. 2) 


3) Ende September 1940 : die am 28.9.1940 den Dienststel- 
len als Führerentscheid bekannt gegeben wurden.” 
(Anl. 3)» 


Betreuung der 1.) Um die für die Kriegführung wichtigen Betriebe naci 
Wirtschaft. 


c 


haltig zu schützen und zu unterstützen, werden sie in 
besondere Betreuung genommen, Dabei werden unterschieden 
a) W - Betriebe, die von der Wehrmacht (-OKW/Wi Rü 
Amt-mit den nachgeordneten Ristungsdienststellen), 


b) W = Betriebe, die vom R Wi i mit den nachgeordne— 
ten Bezirkswirtschaftsämtern und Industrie- und 
Handelskammern betreut werden. 


Zu a): Bei diesen Betrieben handelt es sich um selche 
Betriebe oder Betriebsteile, die Kriegsaufträge auf fer- 
tiges Kriegsgerät oder auf Vor- und Unterlieferungen für 
Kriegsgerät, welches nach besonderen Zeichnungen oder 
nach besonderen Herstellungsvorschriften der Wehrmacht zu 
fertigen ist, oder auf Sonder-Produktionsmittel für die 


Herstellung von Kriegegeräten erhalten. 


$ ORW/Wi Rü Ant/Rü Ila Nr. an 8.K.2.Angıv.16,7,40. 
00 40 6+K+,V.20,8,40, 

W FSt/L(II)Nr. 1657/40 g.K.- OKWfWi Ru —— l 

Nr. 1850/40 — * it pala Ren 
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In Ausnahmefällen kann die Zuteilung an das Reichs- 
wirtschaftsministerium erfolgen, wenn das Kriegsgerät usw. 
fertigungstechnisch einfacherer Art ist und der Betrieb 


anteilig hierdurch nur unwesentlich beansprucht wird. 


Zu b): Bei den vom R Wi M betreuten W-Betrieben handelt es 
sich um solche, die für die Führung des Krieges von ganz 

besonderer Bedeutung sind, ohne dass bei ihnen eine so enge 
Zusammenarbeit mit der Wehrmacht notwendig ist, wie es bei 


den unter a) bezeichneten Betrieben der Fall ist, 


Über die Zuständigkeit der Betreuung sind seit lan- 
gen Jahren Verhandlungen zwischen dem OKW/Wi Rü Amt und 
R Wi M geführt worden. In der letzten Verfügung, die gemei 
sam vom OKW/Wi Rü Amt und dem Reichswirtschaftsminister am 


: 6.Juni 1940 +) (Anl. 4) ergangen ist, ist vereinbart, dass 


OKW und R Wi M Planungen und Massnahmen auf den gemeinaamen 
Arbeitsgebieten laufend miteinander abstimmen und sich 


über alle wesentlichen Vorhaben unterrichten, 


2.) Wehrwirtschaftsbetriebe können Betriebe in ihrer 
Gesamtheit oder Teilbetriebe sein. Ausser den Betrieben, 
die Munition, Waffen und Geräte vollständig herstellen, 
gibt es auch als W-Betriebe Vor- und Unterlieferer, die 
an ae Herstellung nur anteilmässig beteiligt sind. 
Besondere Bedeutung erfordern diejenigen Betriebe, 
die als Umstell- oder als Anlaufbetriebe von der Wehrmacht 
mit Aufträgen belegt oder für Aufträge vorgesehen sind, 


+)OKW/Wi RU Amt/Rü Ia Nr. 8300/40, — — 


D.R wi M-S 2 Nr.5891/40 v.6.6.1940. 
GEG INUA 
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Bei der Notwendigkeit der Heranziehung aller wirt- 
schaftlichen Kreise für die Fertigung der Wehrmacht ist 
es selbstverständlich, dass auch das Handwerk mit Auf- 
trägen belegt wurde, Dazu wurde das Handwerk in Landes- 
lieferungsgenossenschaften oder in "Arbeitszgemeinschaften 


Handwerk" zusammengeschlossen, 


II 


Umsteuerung der Wirtschaft nach Führer- 
a entscheid vom 15.7.1940, 


Gedanken des Ftih- 1.) Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht 
rers u.Obersten 


Befehlshabers hat am 7.6.1940. über die weitere Entwicklung der personel- 
über die weitere 


Entwicklung der len und materiellen Rüstung folgende Gedanken geäussert:*) 
personellen und 

materiellen (Anl. 5) 

Rüstung, 

Anlage 5 a) Die Erfolge im Westen lassen erwarten, dass Prankreich 
in absehbarer Zeit niedergeschlagen wird. Damit wird 
die Aufgabe des Heeres in diesem Kriege im wesentlichen 
erfüllt sein, 

i] Zur Durchführung seiner Aufgaben ist jedenfills die 
Neuaufstellung von 20 Divisionen nicht mehr erforder- 
lich. Der Führer ist vielmehr - vorbehaltlich etwaiger 
Vorschläge des Ob d H - der Ansicht, dass nach der 
Niederringung Frankreichs der Rahmen des Hseres auf 
120 vollwertige Divisionen unter entsprechender Kür- 
zung auch der Heerestruppen zurückgeführt werden sollte, 
Diese wären in ihrem Mannschaftsbestand derart aufzu- 
frischen, dass in den Einheiten der kämpfenden Truppe 
möglichst nur noch die Jahrgänge 1910 und jünger ent- 
halten sind. 


+) OKW/WFA ‚L(Chef)Nr. 00349/40 gK v.14.6.40. | e 
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Die schnellen Truppen, die in dieser Gesantzahl ent- 
halten sind, sollen auf die doppelte Zahl von Pz,-Divi- 


sionen und lo mot Divisionen (ausschl. SS-Verbände) 
erhöht werden. 


Die materielle Ausstattung soll den Kriegserfahrungen 
angepasst und auf einen qualitativen Höchstand gebracht 
werden, Insbesondere sollen die Stärken an schweren 
Pz.-Kpfw., erhöht werden, | 


Die "Führerforderungen an Waffen und Munition des 
Heeres" werden entsprechend diesen Richtlinien voraus- 
sichtlich in naher Zukunft im allgemeinen herabgesetzt 
werden können, Lücken bleiben auch dann auszufüllen, 


b) Kriegsmarine und Luftwaffe müssen darauf eingestellt 


m 
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sein, dass auch nach der Niederringung Frankreichs der 
Krieg gegen England zur See und aus der Luft fortee- 
setzt wird. Alle hierfür und für die Abwehr feindlicher 
See- und Luftstreitkräfte erforderlichen Waffen und 
ihre Munition wären daher in der Zuteilung von Rohstof- 
fen und PFertigungskapazitäten im Rahmen der festgelegten 
Programme entsprechend zu bevorzugen. 


Auch Unterstützung im Personalersatz der Luftwaffe kann 
seitene des Heeres in erhöhtem Umfang in Betracht 
kommen. 


Die durch die Einschränkung des Heeresumfangs frei 
werdenden Kräfte sollen aber auch in besonderem Masse 
der Wirtschaft und dem Verkehr wieder zugute kommen, 
Auf personellem Gebiet sollen hierzu die bisher ale 
unumgänglich anerkannten Uk-Stellungen bis auf weiteres 
bestehen bleiben. Soweit es im Rahmen der 120 Divisioner 


einschl. Heerestruppen irgendmiglich ist, sollen die 


älteren Jahrgänge, insbesondere die Weltkriegsgedienten, 
beginnend mit den ältesten Jahrgängen, aus allen Bin- 
heiten zur Entlassung kommen, 


Den in der Wehrmacht verbleibenden Soldaten soll -= 
soweit die Kampfhandlungen es zulassen - in grosszügi- 
ger Weise Urlaub gewährt werden, 
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Anweisung über 


2.) Daraufhin fanden am 18.8.40. Besprechungen des 


die Neuaufstellung 


des Riietungspro- 
gramms. 


Anlage 6,7, 
8 und 9 


Chefs Wi Rü Amt bei dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht 
im Führerhauptauartier statt, bei denen folgende Anweisung 
über die Neuaufstellung des Riistungsprogramms gegeben wurg 


(Anl. 6, 7, 8, und 9). 


Das Waffenbeschaffungsprogramm für das Heer und 
das Munitionsbeschaffungsprogramm können zunächst wesent= 
lich herabgesetzt werden. Für das Munitionsbeschaifungs= 


programm sollen folgende Richtlinien gelten z 


a) Als Maisstab für die Fertigung soll als monatliche” 
Nachschubforderung der Verbrauch rechnen, der vom 
lo.Mai bis 20.Juni 1940 an der Westfront tatsäch- 
lich eingetreten ist. Diese Berechnung ist so hoch 
angesetzt, weil etwa lo Tage ein verminderter Ver= 
brauch stattfand. 


Als ständiger eiserner Bestand ist ein etwa 12 bis 
15-monatiger Verbrauch nach den Zahlen nach a) 
festzulegen, d.h. 12-ronatiger Bedarf voller tota 
Kriegführung und Zuschlag für notwendigen Anlauf 
der Rüstungsindustrie im Mob-Fall, 


Die Fertigungskapazitat für den Mob-Fall ist so zu 
bemessen, dass der Verbrauch nach den Erfahrungen 
dieses Krieges durch die Leistung der Fertigung 
monatlich wieder ersetzt werden kann. Danach rich- 
tet sich die Kriegskapnzität, | 


Bei solchen Waffen- und in erster Linie M,nitions= 
arten, die hohe Vorräte aufweisen (2.5. Inf. Patr. 
l1.P.H. uss.) können sofort abgebaut werden s: 


EB. 
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Angabe der 
Rüstungsschwer- 
i te:Luft- 

e.Kriegs- 
marine. 


Anlage 10 


®. ungen 


unter Leitung 
des Chefs Wi 
Riu Amt. 


Anlage 11 
Anlage 12 


inlage 15 


"E = 


die Kap»zitäts-Ausweitungz, 

die monatliche Nachschubförderung, soweit 

sie über den Verbrauch vom l0o.lai bis 20.Juni 
(Grossverbrauchsmonat) hinausgeht, 


Die nach d,) frei werdenden Rohstoffe sind 
den Mangelgebieten (z.B. Mörser-NMunition, 

lo cu 8.7.,H,-Nunition, schw.Inf.Gesch.-Muni- 
tion) zuzuführen. 

Die Verbrauchszahlen sind zunächst zu er- 
mitteln und dann sind mit OKH die Programme 
neu aufzustellen. 


3.) In der am 19.Juni 1940 stattgefundenen Besp rechung 


des Chefs des Wi Rü Amtes im Hauptquartier des Generalfeld- 


marschalls Göring betonte der Generalfeldmarschall als 
Willensmeinung des “tihrers, dass der Rüstungsschwerpunkt 
nunmehr auf die Luftwaffe zu legen sei. In zweiter Linie 
komme die Kriegsmarine. Alle vorhandenen wirtschaftlichen 
Kräfte sollen in erster Linie zur schnellsten Stärkung der 


Luftriistung eingesetzt werden. (Anl. 10). 


b 
l.) Auf Grund dieser Besprechungen fanden Beratungen 
unter der Leitung des Chefs Wi Ril Amt mit den Vertretern: der 
Wehrmschtteile statt, in denen ihnen die Richtlinien angege= 
ben wurden, die der Führer für die Ums rung der gesamten 


YKriegsfertigung angeordnet hatte und zwar : 
am 20.6. mt den Vertretern des Chefs H kiest und 
des H Wa A(Anl. 11) 


mit den Vertretern der Kriegsmarine 
(Anl. 12) 


mit den Vertretern der Luftwaffe (Anl.13). 


O = 
= 
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Dabei wurden folgende Richtlinien fiir die einzelnen Wehr- 


machtteile gegeben, die als Grundlage fiir die gu bearbei- 
tenden Programme zu gelten hatten: 


a) Die bisherigen Führerentscheidungen haben ihre Giil- 
tigkeit verloren. Alle bisher festgesetzten Program- 
me werden aufgehoben, Das gilt besonders auch für die 
Fertigung von Waffen und Gerät, 


Zwei Hauptforderungen sind gestellt: 


a) Verstärkung der Luftwaffe nach dem Programm 
18 (s.Anl. 13), 


b) Durchführung des Marine- und U-Boot-Progranns 
in dem ursprünglich geplanten größten Umfang, 
also statt 12 U-Boote monatlich künftig 5o 
U-Boote. 


® Vergrößerung der schnellen Truppen, insbesondere 
Neuaufstellung von 10 weiteren Panzer-Divisionen. 


Anlage 13 


Die neve Munitionsfertigung pro Monat soll dem Ver- 
brauch der Westfront während der Zeit vom 10.5, - 
20.6. entsprechen, Die für diese Zeit ermittelten 
Zahlen sollen für die weitere Munitionsbeschaffung 
für alle Stellen die Grundlage bilden, 


Herabsetzung des Pulver- und Sprengstoffplanes, 


Neuordnung des künftigen Friedensheeres auf der 
Grundlage von 120 Divisionen, Für diese 120 Divi- 
sionen + Erstzheer + Reserve für Neuaufstellungen 
(bis zur Höhe einer Gesamtstärke von 161 Divisionen) 
weiterhin eine 1?-monstige Munitionsreserve und da- 
zu eine Kriegsfertigungskapazität, die sich auf die 
Erfahrungen des Westkrieges gründen soll, soll im 
Laufe von drei Jahren die Ausrüstung bereitgestellt 
werden. Yon den Wehrnachtteilen wurden daraufhin 
Programme susgearbeitet, die dem Wi Rü Amt einge- 
reicht wurden, Nach eingehender Durcharbeit und 
Abstimmung der Forderungen der WT im Rahmen des 
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Anlaße 14 


Anlage 1 


egung der 
Schwer- 
programme % 


15 


\nl age 


+) OKW/ 
vom 


TA, 


++) 


vee 


-lo 


des Ge amtpl ari 


Material dem Führer vorgelegt, 


es durch 


das Wi Rü Amt wurde das gesamte 


auch abschrilitlich 
tteile 


Bewaffnung 


das 


den ‚rbzsfieh lshabern der Wehrnmsch und nachricht- 


lich dem heichsminister für 


els 


und M,nition 


zugeleitet wurde+) (Anl. 14). 


durch Verfusunv vom 9 


A z "7 Į i | r $ yr . ` PIE uf “an T al er U r “ 
AM 15, (oiy wa führer und Oberste Betenishaver 


je vorgelegten Zahlen für Nachschubfertigung, Kriegs- 


in den 
in) G 


1 
13.7.1940. 


A 


t den A 


—— 


ni nlagen auige- 


>s nmi Ar 


)e Sie 


> 


gelten 


80 chejl iung vom 


2.) Bereits am 15.Juli wurde vom Wi Rü Ant in einen 


an 
w uaa 


Schreib 


T + 
"T A” 


en an den Vorsi des Vierjahresplans, Ministers 


ordsident Ceneralfeldwarschall Göring, den Reichswirtschafts* 


minister, leichsarbeits- und Reichsverkehrsminister darauf 


hingewiesen, dass die in der Rüstung sich auf 


Umsteuerung 


+++) 
hwer} 


unktorozgramme auszurichten habes 


<tbildung hat den Zweck, Kap szitaten, 


Rohstofre fir wichtigste Auigaven bevorzugt 


G 


- Programm 


"Qi 


+ y 
JA U id 
> 


ab Ber nellen 


de ruppe. 


Da dle Massnahmen, die seitens der Wehrmacht zur 


Brreichune nicht aus- 


— 


setroffen verden können, 


. 
# 


reichen, um die neuen Schwer; 


unktprogramme zeitgerecht zu 


erfüllen, muss auch auf dem Sektor der zivilen Fertigung 


alles chehen, um einerseits die lkohstoffschaffende und = 


_— 


rbei inäustrie 


ver: tende sanz auf die neuen vordringlichen 


ehrmachtprogramme absustellen und andererseits um jede 


Vv rs 
ar 


WFA,L II Nr. 1279/40 ni 


7.1940, 
fi Ru Amt/ Rü ita Nr. 1350/40 gh 
" 144940 gK v.15.7.40%s 


# 


\mt/Rü Ila Nr. 1350/40 gk 
v.9.7.40.2.Ang. (WFA/LIE 12 
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micht kriegswichtige Fertigung riicksichtslos zu unterbin- 


den. 


Sofortmassnahmen 3.) Am 16.Juli werden vom Wi Rü Aut im Einvernehmen 

zur Umsteuerung 

der Wirtschaft, mit dem Reichsminister für Bewaffnung und Munition den 
Beschaifungsimtern der WT Anweisungen zu der Verfügung 


- Anl. 14 - gegeben über die Sofortmassnahmen zur Umsteuc- 


` = . f , a 
es” 16 rung der Wirtschaft. T ınlage 16). 


Zugleich wird darauf hingewiesen, dass innerhalb 
einer Woche weitere Richtlinien des Reichsministers für 
Bewaffnung und Munition den Dienststellen mit zahlenmässi- 
gen Angaben über die in den einzelnen Bereichen vorgesche- 


nen Fertigungsmengen zugehen werden. 


Aus dieser Verfügung ergibt eich die Teilung der 
Arbeitsgebiete zwischen Wi ki Aut und Reichsminister für 
Bewaffnung und Munition, wie Chef Wi Rü Amt bei der Chef- 


besprecliung am 15.8.1940 sie gekennzeichne 


Aufgabe des Wi Rü Amtes : die militärische Steuerung 
der Rüstung, 


die des Reichsministers Steigerung der Fertigung. 
fir Pewatinung und Mu- 


nition: 


Änderung der 4.) Vom Vorsitzenden des Reichsverteidigungsrates, 
Dringlichkeits- | Ber | 
r * „+ fr >), vw ay ris . 
stufen. Ministerpräsident jeneralfeldmarschall Göring, wurden auf 
Grund des Führerentscheides vom 13.7.1940 auf Veranlassung 


Wi RU Amt die Dringlichkeitsstufen und für die mit diesen 


+) OKW/Wi RU Amt/Rü II/IV Nr. 15450/40 gK v.16.7.40. — 


EERE 
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unmittelbaren Zusammenhang stehenden Fertigungs program 
mit Verfügung vom 18.7. mit sofortiger Wirkung geändert. 
wurden 2 Dringlichkeitsstufen festgelegt. Die in 
Siner Drinzlichkeitsstufe aufgenommenen Pertigungsprogran- 
me sind untereina ~leichberechtigt und umfassen je- 
weils die gesamten in der Umschreibung des Programms ent- 
haltenen Programmteile einschliesslich der dazu gehörigen 
s Vorlieferungen, Zy- und Unterlieferungen und Produktions=~ 
aittel sowie der fiir sic genehmigten fabrikatorischen 
Vorhaben, Über die beiden Dringlichkeitsstufer werden 


a Y s 7* n s ei r 
Anlage 17 nauere Angaben gemacht, ’(Anl.17). 


s f ++ r r *4 a 
Sonderstellung des Am 206.7. erging eine Verfügung des Wi Rü 
Unternehmens "See- 

löwe". B folgendem Wortlaut ; 


Nachdem der Führer und Oberste Befehlshaber be- 
fohlen hat, dass die wateriellen und personellen 
Vorbereitungen filr das Unternehmen "Seelöwe" unver- 
giiglich in vollem Umfange anlaufen, treten die 
für dieses Unternehmen erforderlichen Massnahmen 
und Beschaffungen der Yenrmachtteile — soweit sie 
eich auf Terften der Binnen- und Seeschiifanrt be- 
ziehen - vorübergehend, zunächst bis zum 31, August 
1940, noch vor die Programme der Dringlichkeits- 
stufe I des Briasses von 18.7.1940. Diese Autga- 
ben sind unter alien Unständen fristgemäss durch- 
zuführen. 
Am 6.58. +++) worden zu der vorstehenden Verfü- 
gung folgende Änderungen bekanntgegeben z 
OKW/Wi RU Amt/kü la Are 5550/40 gov. 18.7.1940. we 


+ wf 
++) OKW/Wi RU Amt/Rü Ia Nr. 1510/40 gKkv.26.7-40. 
++ orw/Wwi Rü Ant/Rü la Ar. 0060/40 ee 2607240. 
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Herausnahme der 


vilen Ferti- 
g aus Be- 
ieben mit 


Schwerpunkt-. 
fertigung. 


Anlage 17 


®..: Umnsteue- 
rung zusätz- 
licher Kräfte- 
bedarf. 


Anlage 18 


+) OKW/Wi RU Amt/Ril IIa Nr. 20766/40v.26.7.40. 


mE - 


1.) Die Worte " - soweit sie sich auf Werften der 
Binnen- und Seeschiffahrt beziehen -" sind zu 
streichen. 


2.) Das Datum "31.August 1940" ist zu streichen und 
durch "30.September 1940" zu ersetzen. 


3.) Das Wort " vor" vor den Worten " die Programme der 
Dringlichkeitsstufe I" ist zu unterstreichen. 


6.) 
Wi RU Amt den Rüstungsinspektionen mitgeteilt, dass zur 


Durch Fernschreiben vom 26.7.40.*) wurde vom 


Erleichterung der Arbeitseinsatzlage in den Betrieben mit 
Schwerpunktfertigung mit dem Reichswirtschaftsministerium 
vereinbart worden sei, dass die in diesen Betrieben liegende 
zivile Fertigung nach Möglichkeit herausgenommen und in 

andere Betriebe verlagert wird. Auszunehmen sind Fertigun- 


gen ziviler Bedarfsträger, die unter das Dringlichkeitspro- 


gramm OKW/Wi Sti Amt/Rü Ia Nr. 5550/40 g. fallen. (Anlage 17). 


Te) 
durch den Führerentscheid vom 13.7.1940 genehmigte Drosse- 


Die Umsteuerung der Wirtschaft, insbesondere die 


lung der Munitionserzeugung, brachte, wie eingehende Be- 
rechnungen ergaben, keine Entlastung des Arbeitsmarktes. 
pie Forderungen für die drei Schwerpunktprogramme(Anl.18) 
waren so erheblich, dass die Zahl der erforderlichen Arbeit 
kräfte insgesamt sich nicht unbeträchtlich erhöhte, wie 


nachstehende Berechnungen ergeben : 


- 14 
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Richtlinien für 
d.Umsteuerung d. 
ge 


Anlage 18,19, 
20,21 us22 


Kräftebedarf der 
Riis tungsindustrie è 


Rüstungsarbeits- Ausgang März Bedarf gem.Führerentschei- 
kräfte für: 1940 dung v.13.7.,40,am 1.8.40. 


Munition 620 000 408 415 
Waffen 656 000 1 042 633 
Flugzeugbau 371 ooo 480 000 
Schiffbau 179 000 226 000 
Kraftfahrzeugbau 267 000 367 000 
Nachrichtengerät 130 000 130 000 
Allg.Heeresgerät 1040 000 1 040 000 


=æ ee em m — — — — — — — —— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — —— — mo — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


insgesamt s 3 263 000 3 694 049 


d.h. es ist ein zusätzlicher Kräftebedar? 


(gegenüber Ausgang März) zu befriedigen in Höhe von 


431 000 Arbeitern. 


c 
Tg Der Reichsminister für Bewaffnung und Munition weist 
in seiner Verfügung " Richtlinien für die Umsteuerung der 
Rüstung" *) (Anl. 18,19,20,21 u.22) darauf hin, dass durch 
den Sieg in Frankreich, Umstellungen im gesamten Rüstungs- 
programm notwendig werden. Einige Abschnitte der Rüstung 
missen gesteigert, andere in der Fertigung erheblich em 
mässigt werden. Je schneller die Umsteuerung der herabzu- 
setzenden Fertigungen vor sich geht, umso schneller ist die 
Steigerung der nunmehr vordringlichen Fertigungen möglich, 
Dabei muss aber das Tempo der Umstellung auf die Bedürfnisse 

- 15» 
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der Wirtschaft und die sozialpolitischen Erfordernisse S50- 
weit wie irgend möglich Rücksicht nehmen, indem das alte 
Fertigungsprogramm sinnvoll in das neue überführt wird, 
wobei die kriegswichtigen Bedürfnisse der Wehrmacht den 


Vorrang geniessen, 


Für die Art der Umsteuerung werden eingehende Vor- 
schriften erlassen, vor allem auch über die Zusammenarbeit 
zwischen den Riistungs-Inspekteuren, den Wehrkreisbeauftrag- 
ten * und den Rüstungsausschussvorsitzern.*) Diese Zusam- 
menarbeit ist gerade in einem Falle besonders notwendig, 
in dem schwerwiegende Eingriffe in die Rüstungsindustrie 
erfolgen müssen. Für die Beratung der zu treffenden Massnah- 
men ist es sehr wertvoll, dass der Rüstungsinspekteur sich 
auf die sachkundige Mitarbeit der Rüstungsausschuss-Vor- 
sitzer stützen kann, die ihrerseits wieder in den Arbeits- 
gemeinschaften die Bearbeitung der einzelnen Munitionen, 
Waffen und Geräte, vornehmen lassen. Massnahmen, die getrof- 
fen werden müssen, werden nunmehr von der Gemeinsamkeit der 
Beteiligten beschlossen. Dadurch wird nach Möglichkeit Unge- 
rechtigkeiten und unwirtschaftlichen Nassnahmen vorgebeugt. 


Die Richtlinien enthalten in 35 Ziffern, Angaben 
und Verhaltungsmassregeln, von denen folgende von besonderer 


Bedeutung sind : 


— 


+) Von dem Reichsmin.f.Bew.u.Mun. ist in jedem Wehrkreis ein 
Wehrkreisbeauftragter und sind Rüstungsausschussvorsitzer ein- 
gesetzt worden zur Unterstützung der Rüstungs-Inspekteure und 
in der Absicht, die Industrie zur selbstverantwortlichen Mit- 
arbeit in der Rü-Wirtschaft heranzuziehen. 
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Für die Munitionsherstellung erfolgte eine mengen- 
missige Umlegung auf die Riistungsinspektionen. Die 
Riistungsinspekteure haben in Zusammenarbeit mit den 
"ehrkreisbeauftragten und den Nistungssausscehuß-Vor- 
sitzern Belegunzsvorschläge zu machen und zwar für 
jede Firma und jeden Fertigungsgegenstand, Diese Bele 
gunzsevorschläge haben die neuen Kapazitätszahlen so- 
wie die neuen Pertigungs-Soll-Zahlen für die Monate 
August bis Oktober 1940 (einschl,) zu enthalten. Der 
Küstungsinspekteur sendet diese Belegungsvorschläge 
an den auftraggebenden Wehrnachtteil, der sie mit 
einer Stellungnahme und einem Entscheidungsvorschlag 
versehen, dem Reichsminister ftir Bewaffnung und Muni- 
tion zur Zustimmung unterbreitet. Durchschlag des 
Belegungsvorschlages erhält OKW/Wi Rü Amt. 


Die Auftragslenkung für die Herstellung von Wafien une 
Geräten erfolgt zentral. Etwaige Gegenvorschläge für 
die Aufteilung auf die Pirmen sind unmittelbar an den 
auftraggebenden Wehrmachtteil zu richten. 


D ition der 2.) Als Grundlage für die Bearbeitung wird nachstehen- 

Be ffe : "Kapa- 

zitat" und "Perti-de Definition für " Kapazitäten" und "Fertigung" gegeben 3 

igi Die "Kapazität" ist diejenige Pertigungsbereitschaft, für 
die Baulicnkeit, Maschinen, Einrichtungen, Vorrichtungen, 
Werkzeugg und Lehren vollständig vorhanden sind, so dase 
ein monatlicher Ausstoß in Höhe der Kapazitäts-Soll-Zahl: 
bei Zurverfügungstellung von Rohstoffen und Arbeitekräften 
bei vorhandenen Kapazitäten in 16 Stunden Arbeitszeit Je 
Tag, bei neu zu erstellenden Kapnzitäten in 20 Stunden 
Arbeitszeit je Tag jederzeit erfolgen kann. 


- 172 


WETT 





m 


H4427 -0 a 17 Be 


Das "Fertigungs-Soll" ist diejenige Stückzahl, die 


monatlich ausgestossen, d.h. gefertigt und abgenommen sein 


muss. 


d 


Erwägungen des für die Berechnung der Kapazitäten und Fertigungs- 
Reichsmin. f. Bew. 

und Mun. fiir die zahlen durch den Reichsminister für Bewaffnung und Muni- 
Bearbeitung der 

Kapazitäten und tion, die den Küstungsinspektionen als Unterlagen gegeben 


Fertigungszahlen. 
wurden, waren folgende Erwagungen massgebend 3: 


1.) Im den meisten Kalibern fand für die Munitionsher- 
stellung eine scharfe Drosselung statt. Nur in ein- 
zelnen Kalibern der Munition der Mangelwafien stei- 
gerte sich der Ausstoss. Bei diesen Kalibern soll 
der Ausstoss mit äusserster Beschleunigung ent- 
sprechend den gegebenen Unterlagen gesteigert wer“ 
den. 


Die Drosselung wurde aus sozialen Gründen nirgends 
prozentual vorgenommen, sondern es wurde versucht, 
individuell auf die Lage der Werke und die der Bezir 
ke Rücksicht zu nehmen., Besondere Beachtung wurae 
ien Werken im Sudetenland, in der Octmark und im 
Saargebiet zuteil. Die Verteilung wurde für Rü Jn 
VIII, XII, XIII, XVII und XVIII aus Kosten der Eng- 


oassbezirke III, VI, X und XI vorgenommen, 


Pür Monat Juli wurde die AusstoBmenge der J„li- 
Prognose angesetzt. Da sich eine Drasselung im Juli 
nicht verwirklichen lässt, werden von den Betrieben 
die gefertigten und abgenommenen Mengen des Monats 
Juli übernommen, Pür die Fertigung der Monate 
August, September. und Oktober sind die in den 
Listen angegebenen Zahlen mit «er Madgabe bindend, 
dass in diesen Monaten 


übernommen werden. 
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Weisungen an die 1.) Für die Durchführung der Belegung mit Munition 
Rüstungsinspek- | 
tionen: wurden den Küstungsinspektionen folgende Weisungen er- 


teilt : 


a.) rundsätzlich sind nur solche Betriebe kapazitats= 
mässig zu erhalten, die bisher schon Kriegsauf- 
träge ausgeführt haben und zwar ist die Weiterbelegw 

Betriebe - einschl. fer- und Ferti zungsge- 


in nachstehender Reihenfolge vorzu- 


Ristungsbetriebe, deren Maschinenpark nur 
für Munitionsfertigung geeignet ist, 


Gemischt-Betriebc, bei denen ein geschloese- 
ner Betriebsteil nur für die Jertigune von 
Mynition oder Munitionstcilen bereits vor 
Kriegsbeginn eingerichtet war, 


Unstell-Betriebe, deren Gesamt-Maschinen- 
park sich bezgl. Wehrm ehtfertizsunz vorwie- 
gend zur rertigung von Yunitionsteilen 


$ 
- — 4 
eigne ve 


Yustell-Betriebe, bei denen ein gescniosse- 
ner Betriebsteil sich vorwiegend für die 
Fertigung von Munitionsteilen eignet neben 
anueren letriebsteilen, die für andere 
vehrmachtfertigung eingerichtet sind. 


Umstellbetriebe, die noch keine Kriegsauitr-ge 


gefiihrt haben, also noch nicht angelaufen sind, 
sind im allgemeinen nicht zu bericksichtigen, es sei 
denn, dass ihre Erhaltung aus folgenden Gründen 


erforderlich ist : 


aa) weil ohne sie die in den Wehrkreisen insge- 
samt vorhandenen Kapazitäten das aufgelegte 
neue Kapazitäts-Soll nicht erfüllen können; 


bb) weil. Soniermässnahmen aus irgend einem _ 

| Grunde erforderlich sind. In:diesem Fall 
können “onderregelungen nur ir Tinvernehmen 
mit dem Neichsuinister für Bewaffnung und 
Mnition vorgenomuen werden, 
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-Bestimmungen Für die Fertiszung von Waffen und Geräten wird be- 
für die Fertigung 


‚von Waffen und stiumt, dass alle Massnahmen, die über die Kapazitäten 
Geräten. 
des derzeitigen Forderungsstandes hinausgehen, einzu= 


stellen sind. Ausgenommen hiervon sind : 


Bedarf der schnellen Truppen, 
einige Sondergebiete nach Angabe von Wa A, die 
auch weiterhin Engpässe sind oder fiir die 
kommende Kriegführung als kurzfristig kriegs- 
entscheidend gelten, 
Für die Kriegsmarine und Luftwaffe erfolg Regelung 
unter Beteiligung des Oberxommandos | Kriegsmarine bezw 


des Reichsministers der Luftfahrt und des Oberbefehlshsa- 


bers der Luftwaffe. 


Aufgaben der 1.) Die Küstungsinspekteure haben zusammen mit den 


RU Je 
Regelung der Wehrkreisbeauftragten und Riistungsausschuss-Vorsitzern 


Munitionsferti- 
gung und der bei Munition die Unterbringung der ihnen auigegevenen 


Steuerung der Waf- 

é Geräte usw. Mengen und Kaliber zu regeln bezw. Belegungsvorschlage 
den Wehruachtteilen zur Weitergabe an den Reichsminister 
für Bewaffnung und Munition einzureichen, 

Bei zentral zusteusrnden Fertizunzeı wie Waffen 
und Geräte, Marine- und lLuftwaifenbedari (ausser Muni- 
tion) — sind die Riistungsinspekteure im allgemeinen an die 
ihnen von den Beschaffungsstellen der jehrmachtteile su- 
gehenden Zahlen gebunden. Bei berschneidungen und son= 


it 


stigen Unterbringungsschwierigkeiten haben sich die 
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Einsatz von 
freigewordenen 
Kapazitaten. 


soweit 


. wet 
wei Genuell 
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bhi & 512) Le 


der drei teile 


ten hierfür nicht geeignet sina, 


Arbeitskı 


Arbeitsänter zuzuführen, die 


gen der iehrmacht brauchen. 


Ausnutzung der 4.) 


besetzten Gebiete. 
bei’ Unte 


tigung noch Bnzrässe 


suf die in Jen besetzten Ge 


~ 
ur 


Serlicksichtigung der Tran 


ist 


ten unter 


zurückzugreifen, 
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Gesichtspunkte. dene Gesichtspunkte massgebend 3 


a.) Die vom Führer befohlenen Schwerpunkte waren unter 
allen Umständen in den gesetzten Programmen durchzu- 
führen. Dazu mussten Kapazitäten und Arbeitskräfte 
freigemacht werden. Da das Munitionsprogramm in Z.T, 
erheblichem Umfang gedrosselt werden sollte, war fest- 
zustellen, wo und in welchem Umfang die Umsteuerung 
erfolgen konnte, 


Bei den Massnahmen mussten besondere Rücksichten ge- 
nommen werden: 


a) auf die Umstell- und Anlaufbetriebe, Sie haben 
zu einem grossen Teil überhaupt noch keine 
Aufträge ausführen können, demzufolge auch 
noch keine Einnahmen gehabt, Dagegen entstan- 
den ihnen Z.T., sehr erhebliche Ausgaben für 
die Umstellung. Für solche Betriebe bedeutet 
die Annullierung eines Kriegsauftrags u.U. 
eine Existensfrage. ~ 


auf die Arbeitsgemeinschaften der Industrie, 

in denen hauptsächlich wirtschaftlich schwache 
Firmen zusammengeschlossen waren und auf die 
Landeslieferungsgenossenschaften und die Ar- 
beitszsemeinschaften des Handwerks. Sie befanden 
sich in einer ähnlichen, Z.T. noch schwierige- 
ren Laze als die unter a) bezeichnete Industrie, 
Dabei musste im Interesse der Wehrmacht berück- 
sichtigt werden, dass gerade die handwerklichen 
Landeslieferungsgenossenschaften und die Ar- 
beitsgemeinschaften des Handwerks weder den An=/ 
forderungen an Genauigkeit noch an Wirtschaft- 
lichkeit der Fertigung gewachsen waren. Das 
konnt sehr klar in dem ausserordentlich hohen 
Kostenaufwand zum Ausdruck und zwar nicht nur 
im Anlauf, sondern auch im Zuge der Fertigung, 
Auch das Aucbringen, auf die Zeiteinheit bezo- 
gen, ist infolge des langsamen Produktionsver- 
laufs sehr gering. 


Diese Gelegenheit musste benutzt werden, um Engpsse- 
bezirke und - orte von einer zu grossen Belegung gu 
befreien. Darauf wurde vom OKW noch besonders hinge- 


wiesen, 
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Bedeutung aer 
Umsteuerung für 
die Rüstungsbe- 
reiche. 


2. 


M 


rede hinter diesen Bestrebungen mussten viele andert 


kücksichten zurücktreten, Denn durch eine Jrouselung 


konnte die Arbeitslage u.U. grundle- 


1, Dadurch konnte die Möglichkeit 
on erreicht 
‘reudigkeit und 


yon AULUPagen 
sEndert Werder 

von Dienstverpflich 

ie Arbeitsi 


estei sert werden konnten. 


Deshalb wurde die 1, dass die 
Beschaffungsstellen, welche eine A urtragsvergebung 
nach yassorten beai rner bei der 

ellen haben, Ob 


QUIY 


A rbeits AI 


| - Ina 
AA > 


1.) Die Lage der Kiistungewirt aft in den einzelnen 
Rüistungs-Ins pektionen ist ‚runäsätzlich verschicucns Hemzu= 
folge müssen Lingriiie in die Wirtschaft, wie besonders 
grundsätzliche Umsteuerungen sich verschiedenartig aus“ 


ab 
sind drei Kategorien zu unterschei- 


‚(se ali Cli 
‘= 


küstungs-Inspektions-sereiche, aie gang ocer zum 


grössten Teil so stark belegt sind, dass sie als 
inzpassgeblet zu gelten nape (IIl, IV, vl, IX; 4, XI) 
= 


xg-Inspektionsberei che, die mur zum Teil als 
‚sichnet werden können (TI, VIT, XIII) 


massgebiet bezel 
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Verspäteter Ein- 
gang der Unter- 
lagen für die 
Umsteuerunge Da- 
durch bedingte 
Schwierigkeiten. 


s 


30 


c) Riis tungs-Inspektions—Bereiche, die nicht Engpal- 
gebiete sind (IV, VIII, XII, XVII, XVIII, XX, XXI)» ob- 
wohl eingeine Orte als Engpass-Ortsbereiche gelten 
können. | 


2.) für die Arbeiten aller Rüstungs-Inspektionen, 
besonders natürlich der unter 1) a) bezeichneten, war e8 
nachteilig, dass die Unterlagen für die Umsteuerung erst 


Ende Juli 1940 bei cen Rustunss-Inspektionen eingingen, 


dass aber bereits vom August ab ein starker Kückgang in den | 


Ausstoßzahlen der Mun tion gefordert wurde. Da die Pro- 


sramme teilweise bereits iı Oktober ganz auslaufen sollten 
a 


— 


mussten scharfe fingriffe sofort erfolgen., Dabei sind die 


Riis tungs-iIns ektionen verschiedene Vege egangen : 
= E gang 


a) Nach den Richtlinien wurden die Progr 
gestoppt, so dass die für die Monate August, Septem- 
ber, Oktober als asehstsatz vorgeschriebenen Muni- 
tionsmengen nicht iberschritten wurden. 


Den Betrieben wurde eine Übergangszeit von 2-4 
Wochen gegeben, um Maschinen, Menschen und Rohstoffe 
auf die neue Lage einzustellen. 


c) Im Einverständnis mit den Beschaffungsstellen = in 
erster Linie dem isereswalfenaunt — wurde eine Erhö- 


nung der zugeteilten Lieferungsuengen gestattet, 


Zu a):Das plötzliche Abstoppen hatte folgende Nachteile ¢ 
aa) Bin grosser Teil der Arbeitskräfte konnte sofort 
nicht menr beschäftigt weruü:n«. Sie standen demzufolge 
fiir andere Aufgaoen Zur Verfügung. Da es sich dabei 
zun eeéesten Teil um “rauen handelte, konnten sis 


gerade dort, WO es an Arbeitskräften mangelte, n.äme 


— - 
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lich bei den Schwerpunktprogranmen (Ju 88-Programm, 
U-Boot-Prograum, Ausrüstung der schnellen Truppen), 
nicht eingesetzt werden, 


Ein Austausch der Maschinen war ohne weiteres nicht 
möglich, weil die frei werdenden Maschinen für die 
Fertigung der Schwerpunktprogramme nicht in Frage 
kamen, für die besondere Spezialmaschinen wie Bohr- 


und Fräsmaschinen benötigt wurden, 


In der davon betroffenen Industrie entstand eine 
grosse Unruhe, Jneicherheit usw., die Verzögerun- 
gen zur Folge hatten, Die Firuen hatten auf Monate 
disponiert. Rohlinge und Zubehörteile waren in 
grossen Mengen vorhanden, die nicht mehr verwandt? 
werien konnten. Soweit bei einzelnen Firmen noca 
Bedarf vorhanden war, konnten sie nicht weiter ar- 
beiten, da die Vorlieferanten, aut die sie eingo- 


spielt waren, sie Jetzt nicht mehr belieferten. 


Anlaufbetriebe, die bisher wenig oder nocn garnichts 
geliefert, aber sehr viel Geld und Arbeit in dis 
Vorbereitungen gesteckt hatten, lagen still und 
konnten lange Zeit nicht erfahren, ob und in welchem 
Umfang sie zu Lieferungen herangezogen werden 
würden; 

Ungeheure Mengen von vorgearbeitetem Material 

konnte nicht verwandt weruens 


Sehr grosse unproduktive Arbeit entstand dadurch, 
dass die Firuen verpflichtet waren, die Wehrmacht- 
eigenen Maschinen besonders zu verwahren, Bestande- 
aufnahmen von ihnen und dem noch nicht abgenonmenen" 
Material anzufertigen und einzureichen usw. 


Zu b): Ein grosser Teil der vorstehend angegebenen Schwie- 
tigkeiten wurde gemildat. Vor allem wurde durch die Über- 
gangezeit die 50 schwerwiegende Stockung verhindert und 85 
wurde die Möglichkeit zu Lenkungen gegeben, die eich für 
die Fertigung auf allen sebieten günstig auswirkté. 
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Zu c: Dadurch wurde jegliche Schwierigkeit verhindert 
oder mindestens so gemildert, dass die Umsteuerung rei- 
bungslos erfolgen konnte. 


Sonderausschuß 3.) Pür die Steigerung der Fertigung von Panzerwagen 
für aie Fertigung 


von Panzerwagen und Sturmgeschützen wurde der Vorsitzer des Sonderaus- 
und Sturmgeschützen. 


schusses Panzerwagen des Wehrkreises III für die ganze 


Wehrmacht verantwortlich bestimmt, 


Einberufung der 4.) Die Rüstungsinspekteure beriefen die vom Reichs- 
Arbeitsgemein- 


schaften, minister für Bewaffnung und Munition gebildeten selbst- 
verantwortlichen Stellen der Industrie (Arbeitsgemein- 
schaften) zur Unterbringung des Munitionsprogramms ein, 
die damit erstmalig in Tätigkeit traten, Sie hatten in 


ihren Sitzungen die Belegung der Betriebe vorzunehmen. 


a) Dabei wurde versucht, Firmen zum freiwilligen Ver- 
zicht auf Munitionsauftrige zu veranlassen, Das 
wurde vielfach gerade bei grossen Firmen erreicht, 
denn das Interesse für die Hereinnahme von Auf- 
trägen für die Wehrmacht war ein verschieden 
grosses. Es gibt Industrie- und Handwerkekreise, 
die freudig und restlos zur Mitarbeit bereit sind 
und auf jede dvile Fertigung verzichten. Leider | 
gibt es aber auch eine grüssere Zahl und zum Teil | 
recht bedeutender Firmen, die Wehrmachtaufträge nur | 
in dem unbedingt notwendigen Umfang übernehmen, | 
dagegen bestrebt sind, sich die Fertigung für den | 
zivilen Sektor möglichst gross zu erhalten, In 

diesem Bestreben werden sie Z.T., durch behördliche 
Wirtschaftsstellen unterstützt, 


Diese Einstellung ist so stark, dass Generalfeld- 
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marschall Göring als Vorsitzender des Ministerrats 
sich auf Veranlassung von OKW/Wi Rü Amt am 2.7.40. an den 
Reichswirtschaftsminister mit einem Schreiben nachstehen- 
än Wortlauts wandte, von dem der Reichsminister für Be- 
waffnung und Munition und der Reichsarbeitsminister Ab- 
schrift erhielten : 


" Der Krieg kann nur mit dem vollständigen Sieg über 
England beendet werden. Um die Rüstung auf dieses 
Ziel umzustellen, hat der Führer die Bildung von 
Schwerpunkten für die Kriegsfertigung befohlen, die 
mit allen Mitteln zu fördern sind und gegen die alle 
anderen Absichten zurückzutreten haben. Die Schwer- 
punkte sind in erster Linie das Ju 88-Progranm, 
das U-Boot-Programm und die Verstärkung der Schnel- 
len Truppen. Zur Bereitstellung der Arbeitskräfte, 
des Materials und der Kapazitäten müssen alle 2.Zt. 
im Gang befindlichen Massnahmen wie z.B, Auskänn- 
kommission, Stillegungsaktion usw. voll aufrechter- 
halten bezw. verstärkt werden, 

Möglichkeiten, die zum Zeitpunkt des Zusammenbruchs 
Frankreichs in Erwägung gezogen werden konnten, 

wie z.B. Wiederanlauf der Verbrauchsgüterindustrie, 
kommen bei der augenblicklichen Lage vorläufig nicht 
in Frage. 

Ich bitte Sie daher daflir zu sorgen, dass die ge- 
samte Wirtschaftsführung sich eindeutig auf das 

von mir genannte Zeil, die restlose Begriedigung 
der Bedürfnisse der Rüstung, gegen England, ein- 
stellt und ihrerseits alles tut, um den deutschen 
Endsieg sicheraustellen, " 


Sodann wurdendiejenigen Firmen ausgeschieden, die noch 
nicht zum Anlauf gekommen waren bezw. deren Fertigung sehr 
gering war. Dadurch entstanden für viele mittlere und 
kleinere Firmen grosse-Hirten. Diese, die in grossen Um- 
fange mit ihren Vorbereitungen so weit gediehen waren, daß 
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sie etwa Ende Juli/Anfang August in die Fertigung ein- 
treten konnten, hatten mit grosser Mühe ihren Betriebs- 
apparat von der friedensfertigung auf Mynitionshersiél- 
lung (Einrichtung von mechanischer Bearbeitung) umge- 
stellt. Sie haben dabei sehr erhebliche Unkosten g ehabt 
und standen nun - bei Zurückziehung der Munitionsauf- 
träge - vor grossen finanziellen Schwierigkeiten. Ihnen 
musste geholfen und zwar bald geholfen werden. Dazu 
wurden auf Veranlassung von Wi Rü Amt(Preispr. )Abtei~ 
lungen Preisprif bei den Riis tungs-Inspektionen einge- 
richtet, um die finanzielle Abgeltung bei den einzelnen 
Firmen zu überprüfen. 


Weiter wurden die Landeslieferungsgenossenschaften 
und die Arbei tegemeinschatten des Handwerks Z.T. aus 
den in f) 5 b/ angegebenen Griinden trotz schwerwiegen- 
der Bedenken aufgelöst. Auch für sie hatten die unter 
b) angegebenen Abteilungen Preisprüf zu sorgen. 


Endlich wurden Teilaufträge von den Schwerpunktaufträ- 
gen als Ersatz für zurückgezogene Munitionsaufträge 
gegeben, wodurch eine Entlastung bei der Munitions- 
fertigung und zugleich eine Verstärkung bei den 
Schwerpunkten erreicht wurde. Zur Belegung wurden im 
allgemeinen nur Firmen mit grösseren Kapazitäten vor- 
kesehen. 

5.) Die Stillegungeaktion, die vom Reichswirtschafts= 

minister seit einigen Monaten, wenn auch nicht mit aus- 

reichendem Nachdruck und entsprechendem Erfolg, eingelei- 


tet war, wurde nunmehr durch Verfügung des Reichswirt- 


schaftsministers am 23. Juli 1940 ETF: TE RE 


+) D. keichswirtschaftsmin.8/10046/40 ZeR-V +2307 +40. 
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Nutzbarmachung der Die Unterbringung der Aufträge für die Rüstungs- 

besetzten Gebiete, 
wirtschaft wurde von Monat zu Monat schwieriger, da we- 
der ausreichende Kapazitäten noch Arbeitskräfte zur Ver- 
fügung standen. Einzelheiten sind aus den Sonderbearbei- 
tungen (für den Arbeitseinsatz s.Rechtsanwalt Schulz: 


" Der Arbeitseinsatz im Kriege") zu entnehmen. 


Alle Möglichkeiten der Fabrikationserweiterung 
und der Nutzbarmachung der zur Verfügung stehenden Nen- 


schen mussten daher ausgeschöpft werden. 


1.) Durch die Blitzkriege standen der deutschen Wehr“ 
macht die Wirtschaften der besetzten Gebiete zur Verfügung 
Die Wirtschaften des Generalgouvernements, Norwegens, 
Dinemarks*?, Hollands, Belgiens und Luxemburgs waren be- 
reits zur Nutzbarmachung herangezogen worden. Dadurch — 
war eine gewisse Entlastung der deutschen wirtschaft hin- 
sichtlich der Fertigung eingetreten. Im besetztefr&äbiet 
waren von den Ristungsdienststellen die betriebsfähig 
vorgefundenen Fertigungsstätten für Reparaturarbeiten 

an Kraftfahrzeugen, Panzerwagen für die Luftwaffe usw. 
angesetzt worden, ausserdem waren nur die Möglichkeiten 
der Einschaltung in den Wirtschaftsprozess festgestellt 


worden. 


Am 14. August 1940 erliess der Reichsmarschall 
des Gtossdeutschen Reiches, Göring, eine Verfügung über 
die Ausnutzung der im französischen Gebiet liegenden 


+)Einsatz d.Wehrwirtschaftsorgan.in Dänemark u.Norwegen ~ 29 = 
von Oberstlt,Dr.Hedler. N 
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Anlage 25 ‘Betriebe*? (Anl. 25). Danach hatte eine unmittelbare Ein- 


schaltung der französischen Betriebe in die deutsche 
Kriegsproduktion durch Aufträge auf fertiges Kriegsgerat 
nicht stattzufinden. Dagegen könnten Aufträge auf mittel- 
bares Kriegsgerät an die Betriebe ebenso vergeben werden, 
wie die Instandsetzung von deutschen waffen und Gerät, 80- 
wie von solchen Waffen und Gerät, die als Beute angefallen 


sind, durch französische Betriebe gestattet ist. 


Die Ausnutzung der im Elsaß und Lothringen liegen- 
den Betriebe findet nach dem für das Reichsgebiet gelten- 
den Richtlinien statt. 


2.) Die evakuierten Landesteile im Westen wie die 
Saarpfanlz, ein Teil von Baden usw., in denen sich teil- 
weise wichtigste rüstungswirtschaftliche Betriebe be- 
finden, konnten nunmehr wieder von deutscher -Bevölkerung 
besetzt und die Wirtschaft konnte wieder in Betrieb ge- 
setzt werden. Auch dadurch wurden nicht unerhebliche Fer- | 


tigungsmöglichkeiten geschaffen. 


3.) a) An zusätzlichen Arbeitskräften standen zu- 
nächst die Kriegsgefangenen zur Verfügung. Über 
ihren Einsatz gab der Reichsarbeitsminister am 
lo.Juli 1940 eine grundlegende Verfügung. herata! 

Anlage 26 (Anl. 26) » Soweit sie nicht in Betrieben 
der Rüstungswirtschaft unmittelber verwandt 
werden durften, wurden durch ihre Einstellung 
in Betriebe des zivilen Sektors Arbeitskrafte 
+? OKW/Wi Rü Amt/Rü IId Nr. 19091/40 8.V.20.8,40. 
++ 


ORW/Wi RU Amt/RU IVd Nr. 10659/40 v.27.7.1940, ton 
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Auswirkungen. 


e Inspektionen (8s 6 L a verschieden liegen, trafen sie 
Rüstungs-Inspekteure daher- Anordnungen, die den "besonderen, 


ET. we 


frei; die nunmehr in Rüstungsbetrie be überführt 
werden konnten. 


Aus dem Genralgouvernement, dem Protektorat, der 
Slowakei, aus Italien, Norwegen und Dänemark 

waren ausländische Arbeiter in erheblicher Zahl 
nach Deutschland verpflichtet worden. Das Verfahren 
wurde auf die im Westen liegenden besetzten Gebiete 
erweitert. Durch die Gesamtaktion konnten 100 ooode 
von Arbeitskräften, darunter eine erhebliche Zahl 
an Facharbeitern, der deutschen Wirtschaft zuge- 
führt werden. (s.5.54/55) 


Durch die Verlegung von Aufträgen in die besetzten 
Gebiete wurde die deutsche Wirtschaft hinsichtlich 
der Arbeitskräfte entlastet, da die dort ansässigen 
Arbeiter usw., insbesondere auch die Facharbeiter, 
der deutschen Wirtschaft nutzbar gemacht werden 
konnten. 


Da die Verhältnisse in den einzelnen — 


4 


Verhältnissen der Industrie ihrer Rustungsbereiche ent- 


sprachen. Die Eingzelauswirkung der getroffenen Massnahmen 


ist daher eine sehr verschiedene. Immerhin hat es sich 


allgemein ergeben, dass die Drosselung der Munitionsferti- 


gung in verschiedenen*Kalibern eine Erleichterung insofern 


erbrachte, daß uf 
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für die drei Schwerpunktprogramme Arbeitskräfte frei 
wurden. Da, wie bereits angegeben, es sich in der 
Hauptsache um Frauen handelte, die hierfür nicht ver- 
wandt werden konnten, blieb der Erfolg hinter den Er- 
wartungen zurück, Der verbleibende Rest an männlichen 
Arbeitkräften, unter denen sich auch Facharbeiter be- 
fanien, trug dazu bei, dass eine Entspannung eintrat, 
die sich in dopvelter Weise auswirkte : 


aa) Betriebe konnten einen innerbetrieblichen Aus 
gleich vornehmen, so dass Dienstverpflichtunger 
von einem Betrieb zum anderen wesentlich ver- 
ringert wurden und nur in geringem Masse zu 
erfolgen brauchten. 


um die frei gewordenen Arbeitskräfte bei nicht 
oder unzureichendem Vorliegen von Wehrmacht- 
aufträgen zu behalten, bewarben sich Firmen 
um Aufträge für die Schwerpunktprogramme. Das 
kam ganz besondärs der Luftwaffe und der 
Kriegsmarine zustatten. 


die Abwicklung und Fertigung der Programme schneller 
erfolgte. Dadurch wurden keklamationen wegen Liefer- 
verzögerung und wegen zu langer Liefertermine bedeu- 
tend geringer. Es trat also eine Beschleunigung der 
Fertigung ein. | Ze 


die Industrie in den schwach belegten Rüstungsbe- 
reichen aus den Engpassbereichen nicht nur. Munitions- 
fertigung, sondern auch Aufträge für die Schwerpunkt- 
programme in erhöhtem Unfange annanmeg Dadurch trat 
eine Entlastung der Engpassbereiche ein. 


SIEHE: 
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III. Umsteuerung der Wirtschaft nach dem Führer- 
entsheid vom 20. 8. 1940 . 


* r 


Konkurrenz der 1.) Da ausser der Wehrmacht, die selber in ihren 

Bedarfsträger. 
drei Wehrmachtteilen eine grüssere Anzahl Bedarfsträger ent- 
hält, noch weitere Bedarfistrager mit kriegswichtigen Forde- 
rungen wie Reichsbahn, Reichspost usw. bestehen, war es er- 
forderlich, Dringlichkeitslisten aufzustellen, um eine ge- 

a wisse Regelung in den Gesamtforderungen zu erreichen. Bei 

dem grossen Einzelbedarf der Bedarfsträger an sich und bei 
der Schwierigkeit, die Aufträge in der Rüstungswirtschaft 
unterzubringen, war es verstandlich, dass jeder Bedarfsträ- 
ger bemüht war, gerade seine Aufträge als die wichtigsten 
zu bezeichnen und damit für sie eine bevorzugte Eingliede- 
rung in die Dringlichkeitslisten zu erhalten. Wenn diese 
Dringlicnkeitslisten von allen Bedarfstragern berücksichtigt 
worden wären, wäre eine glattere Abwicklung der getätigten 
Aufträge möglich gewesen, Leider war das nicht der Fall. Da 
führte dazu, dass, wie der Chef Wi Rü Amt in der Chefbe- 
sprechung am 15.8.40. ausführte, " einzelne Stellen der 
Wehrmacht, meist Referenten, versuchten, durch scharfe Wei- 
sungen, die oftmals den gegebenen Bestimmungen widersprechez 
sich die Sicherheit für die Durchführung ihrer wünsche zu 
verschaffen. Solche Weisungen wurden natürlich bei dem ande 
ren Wehrmachtteil bekannt, verführten zu ähnlichen, noch 
schärferen Weisungen, und wir hatten wieder das alte Bild, 


~ 


33. 
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wie wir es zu Beginn des Krieges hatten - dass sich alle 
Stellen gegenseitig den Rang ablkefen, die Krüfte wegnahmen 
Anlage 27 und hierdurch grosse Reibungen entstanden. (Anl. 27) 


Einführung einer 2.) Mittlerweile hatte sich ausserdem die politische 

Sonderstufe. 
Lage wiederum erheblich verändert. Dadurch war eine andere 
Auffassung über die zu treffenden militärischen Massnahmen 
aufgekommen, die zu neuen Entschliissen führte, Eine andere 
Regelung in der Dringlichkeit der militärischen Ristungs- 
vorhaben war erforderlich, zumal die Chefs der Wehrmachtbe- 
schaffungsägnter darauf hinwiesen, dass durch die über- 
grosse Zahl der in der Dringlichkeitsstufe I der Verfügung, 
Anl. 20 angeführten Programme, die Durchführung der Führerfo 
derung unmöglich gemacht werde. Es wurde daher vom Führer 
und Obersten Befehlshaber der Wehrmacht die Verfügung vom 
20.8.40. als neue “tihrerentscheidung über die Dringlichkeit 
erwirkt. Danach stehen die materiellen und personellen 
Vorbereitungen aller "shrmachtteile für das Unternehmen 
"Seelöwe" für die vom Führer gesetzte begrenzte Zeit an 


erster Stelle (a.TI b 58-12) 


Die Engpassgeräte von Heer, Kriegsmarine und 

Luftwaffe wurden in einer "Sonderstufe" zusammengefasst, 
.die den Vorrang der Dringlichkeit vor allen Vorhaben der 
Wehrmacht und Kriesswirtschaft heben, Sie sind unter sich 


gleichberechtigt, 


Reichsmarschall Göring wrde beauftragt, nach 


- 34° 
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Anlage 2 


Neue Dringlich- 


2 des _-4 ss u 
kei ERETT OTT 


Anlage 28 


den Vorschlägen des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht 


die Dringlichkeitsfulge neu festzusetzen.GAnl.2 ). 


aadi 


3.) Auf Grund dieser Anweisung eresse Reichsmarschall 
Göring 2ls Vorsitzender des Reichsverteidigungsrates die 
Durchführungsbestimnungen +) (ant. 28) „ Die Verfügung ent- 
hält eine Dringlichkeitsstufung der Fertigungsprogramme 
nach Sonderstufe, Dringlichkeitsstufe Ia, Dringlichkeits- 
stufe Ib und Sringlichkeitsstufe II und beschränkt sich auf 
besonderen Wunsch des Reichswirtschaftsministeriums (Gene- 
ralleutnant v., Hanneken) auf die reinen Wehrmachtfertigungs- 
programme zuzüglich der zivilen Programme, für die von der 
Wehrmacht Kontingente oder Zusatzkontingente von Eisen und 
Stahl zugeteilt werden.- Das sind Teile des Krauchplanes 
(wie Gebiete der Mineralöle, der Leichtmetalle, der organi- 
schen und andegani sahen Chemie und der technischen Öle und 
cette); das Pellgicvel-Programm (Nachrichtengerät); Reichs- 
balin-Waggon- und Lokomotiv-Progrann; Fertigung für das Otto- 
Programm der Reichsbahn und Kriegsprogramm des Generalbe= 
vollmächtigten für das Kraftfahrwesen. Nach der Verfügung 
diirfen weiter die zivilen kriezswichtigen Programme, welche 
vom keichswirtschaftsministerium gesteuert werden, zu 40 X 
jes dem R Wi M zur Verflicuny stehenden Kontingentes an Eisen 
und Stahl mit dem Zusatzzeichen 7X, Bu 60 % mit dem Zusatz- 
zeichen ZY bazeichnet werden. Die X-Aufträge werden der 
Dringlichkeitsstufe I, die Y-Aufträge der Dringlichkeits- 
stufe II der Wehrmachtfertigung gleichgestellt. Tatsächlich 


+)OKWYWi Rü Amt/Rü Ia Nr. 6710/40 8.v.20.9.40. 
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sind nunmehr 4 Dringlichkeitsstufen eingesetzt worden! - 


In der Verfügung werden nicht nur über die Bewer- 
tung der Fertigungsprogramme in den einzelnen Dringlichkeits 
stufen Anordnungen getroffen, sondern auch Über Zuweisung 
von Arbeitskräften, Kepezitäten, Material (Produktions- 


mittel, Transportmittel, Energie, Kohle usw.) 


Um die neu zu erteilenden Aufträge an die ersten 
Auftragnehmer auch äusserlich so durch Stempelaufdruck zu 
kennzeichnen, dass sofort ersichtlich ist, zu welcher 
Dringlichkeitsstufe sie gehören, wurden durch Verfügung 
vom 20.9. eingehende Anweisungen gegeben, *) (An1.29,30). 
Danach hatten bei bereits erteilten Aufträgen auch dic fir- 
nen auf Anweisung der zuständigen Ristungs-Kommandos die 
betreffenden Aufträge nachträglich durch Stempelaufdruck 


entsprechend ihrer Dringlichkeit zu kennzeichnen, 


Besonderer Hin- 4.) Nach den bisher gemachten Erfahrungen hielt Reich 
weis auf Beach- 
tung der Dringlichmarschall Göring als Vorsitzender des Reichsverteidigungss- 
keitsstufung. 

| rates es auf Veranlassung des Wi RU Amtés für erforderlich, 


® in einer besonderen Verfügung zu befehlen, dass der Gesamt- 


fertigungseblauf sich streng nach der befohlenen Dringlich- 
keitsstufung zu richten habe, um einen falachen Einsatz 
von Rohstoffen, Produktionsaitteln und Arbeitskräften zu 
vermeiden. | 

In besonders einäringlicher Weise wird es den 
Betrisbsführern zur Pflicht gemacht, bei allen Berechnungen 
und Angaben in rechtlich schärfster Weise zu prüfen, ob 
ihre Anforderungen «u Arbeitskräften, Material und Produk- 
tionsmitteln berechtigt sind. Verstösse hiergegen sollen 


+)OKW/Wi Rü Amt/RU Ia Nr. 13620/40 v.20.9.40.u.0KW/wi Rü Amt 
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wegen Sabotage der Reichsverteidigung nach den bestehenden 


— 36 


Anlage 31 Gesetzen streng bestraft werden.*? (Ani. 31). 


b 
Programm “Achse" Nach einem führerentscheid vom 27.9.1940. tritt 
die Pertigung des 0 K H mit dem Stichwort "Achse" vor die 
Fertigung der in der Sonderstufe zusammengefassten Fer- 


Anlage 32 tigungsprogramme.**) (Anl. 32). 


c 


0... der 1.) Die Durchführung der neuen Führerforderungen mach- 

besetzten Gebiete, | 
te einschneidende Massnahmen der Wehrmacht notwendig, um 
während der Wintermonate eine erhebliche Steigerung der 
Arbeitskräfte aus der Wehrmacht heraus sicherzustellen, 
Diese im Wi RU Amt bearbeiteten Anordnungen werden dem 
Reichsmarschall Göring, dem Reichswirtschafts-, Reichsar- 
beits- und Reichsverkehrsminister vom Chef des Oberkomman= 


Anlage 35 dos der Wehrmacht bekanntgegeben, +++) (Anl, 33) 


Dazu gehörte auch die Ausnutzung der in den 
besetzten Gebieten jetzt schon zur Verfügung stehenden und 
weiterhin anfallenden Kapazitäten, Arbeitkräfte und Roh“ 
stoffe im allgemeinen, der besetzten westlichen Gebiete 


in besonderen, 


Unter Berücksichtigung der Lage der Wirtschaft 
in den besetzten Gebieten und bei den plötzlich einsetzen- 
den Forderungen der öffentlichen und privaten deutschen Be- 


darfsträger war es notwendig, eine Steuerung der zur 


+)OKW/Wi RU Amt/RU Ia Nr. 13709/40 v.25.9.40. 3 
++)D.Chef d, OKW wi Ril Amt/RU Ia Nr. 7429/40 GeV +2709 +406 Fr 


+++) " /rü IIw Nr.1930/40 g.K.v.27.9.40% 
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Anlage 34 


Errichtung von 
Zentralauftrags- 
stellen. 








Anlageb34 












+) OKW/Wi RU Amt/RU II d Nr. 21174/4060 v.21.8.40, 
++) D,Reichsmarschall Fr a ae > f.d.Vierjahres- 
plan SAF Pe 14395 v.26.8,40,. 


— 


Verfügung stehenden Kapazitäten, Arbeitskräfte und Rohstof- 
fe vorzunehmen. Die Auftraggeber für die besetzten Gebiete 
sind die Beschaffungsstellen der Wehrmacht, die Besatzungs- 
armeen, die zivilen Öffentlichen Beschaffungsstellen und 
die Privatindustrie. Unter Bezugnahme auf den Erlass des 
Reichsmarschalls vom 14.8.40. wurden die Wehrmaghtteile und 
Rüstungs-Inspektionen am 21. August nochmals auf die Not- 


| wendigkeit hingewiesen, durch Verlegung von Unteraufträgen 


in die besetzten westlichen Gebiete, die infolge der Kürze 
der Zeit noch nicht ausreichend hatten herangezogen werden 
können, eine wirksame Entlastung der deutschen Rüstungs- 


industrie herbeizuführen, *) (Anl. 34) . 


2.) Die restlose Ausnutzung der besetzten Gebiete 
konnte aber nur in Zusammenarbeit zwischen dem Oberkommando 
der Wehrmacht (Wi Rü Amt) und dem Reichswirtschaftsmini- 
sterium erreicht werden, Es musste unbedingt vermieden wer- 
den, dass in unsystematischer Weise durch ein Nebeneinan- 
dery vielleicht sogar durch ein Gegeneinanderarbeiten der 
verschiedenen Bedarfsträger Schwierigkeiten erzeugt und Un- 
ruhe gestiftet wurde. In Verhandlungen zwischen Wi Rü Ant 
und R Wi M ergab sich dann die Notwendigkeit der Binri oh- 
tung von Zentralauftragsstellen, wie sie sich bereits seit 
Herbst 1939 im Protektorat Böhmen und Mähren bewährt hatte, 
Zu diesem Zweck wurde ein Erlass gemeinsam vom OKW(Wi Rü 
Amt) und R Wi M ausgearbeitet, der am 26-August 1940 vom 
Reichsmarschall genehmigt wurde. **? (Anlage 34) 
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Zu diesem Erlass sind vom OKW/Wi Rü Amt und R Wi 
M gemeinsame Ausführungsbestimmungen +) (ani. 35,36) f 


herausgegeben worden. 


Der Erlass regelt die gesamte Auftragsvergebung 
in den besetzten westlichen Gebieten dahin, dass alle 
öffentlichen Beschaffungsstellen und alle öffentlichen 
und privaten Unternehmen, die Aufträge in die besetzten 
westlichen Gebiete vergeben wollen, ihre Auftragsabsich= 
ten der bei jedem Militärbefehlshaber eingerichteten Zei 
tralauftragsstelle anmelden müssen. Diese Z.A. prüfen 
Verbindung mit den in den besetzten westlichen Gebieten 
eingesetzten zuständigen Dienststellen (WiRü Stab Frank, 
reich, Rü Jn, Oberfeld- und Feldkommandanturen bei den 
Militärbefehlshabern, den Bezirks-Chefs usw.) die 
Durchführbarkeit der Auftragsabsichten. 


Das Verfahren ist in den einzelnen Ländern ver- 
schieden, in Frankreich wie folgt : ergibt die Prüfungs 
dass gegen einen Auftrag an sich keine Bedenken be- 
stehen, wird er mit der deutschen Kennziffer an den Mi 
litärbefehlshaber (Rohstoffstelle) eingereicht. Besteher 
auch von dieser Stelle aus keine Bedenken gegen die 
Vergebung des Auftrages nach dem besetzten Gebiet, so 
wird die deutsche Kennziffer in eine französische umge—_ 
wandelt. Der Schein mit der französischen Kennziffer 
wird nunmehr an die Z.A. zurückgegeben, die sie an - 
den deutschen Auftraggeber weiterleitet. Der Auftrag- 
geber gibt dann den Auftrag unmittelbar an französisch 


+)OKW/Wi Rü Amt/kü IIA Nr.21300 v.26.8.40., - 39 = 
D.R wi M/S la Nr. 23125 v.26.8.40. und oxw/Wi Ru Amt 


Rü IIfIc v.30.5.40. 
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Sonderlage im 
Generalgouvernement. 


Einrichtung einer 


Zen 
die 


tralstelle für 
von der Wehr- 
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Firmen und Durchschläge an die Z.A., die einen behält 
und, wenn es sich um küstungsauftrag handelt, einen an 
die Rüsetunge-Dienetstelle weitergibt, wenn es andere 

Auftrüge betrifft, einen Durchschlag an den Zivilchef 


weiterleitet,. 


3.) Die Verhältnisse im Generalgouvernement gestal- 
teten sich im Laufe der Monate seit der Besetzung Polens 
so, dass eine einheitliche Regelung erforderlich wurde. 
Das war aus dem Grunde notwendig, da zur Beaufsichti- 
gung der mit Wehrmachtaufträgen belegten Firmen Kémmissa- 
re, Treuhénder usw. eingesetzt werden mussten. In Ver- 
handlungen des Wi Rü Amtes mit dem Generalgouvernement 
gelang es nach Überwindung grosser Schwierigkeiten, zu 
einem Ausweg zu kommen, der eine gewisse Gewähr für 


Binheitlichkeit bietet. 


4.) Zuhächst wurde für die W-Betriebe mit Wirkung 


vom 1.9.1940 innerhalb des Wi Ki Amtes eine "Zentral- 


macht belegten Betriebe 


* 


den besetzten 
ieten. 


stelle für W-Betriebe im Generalgouvernement" gegrün- 
det. Sie setzt eich aus je einen Vertreter des Wi Rü 

Amtes und der 3 Wehrwachtteile zusammen. Ihr Zweck ist 
es, Richtiinien für die Ausübung der Treuhinderschaft 
auszuarbeiten, Treuhänder ebenso wie bewirtschaftende 
Firmen für die W-Betriebe einzusetzen sowie Betriebs- 
führer bezw. Pachtverträge zwischen diesen beiden nach 


einheitlichen Gesichtspunkten vorzubereiten. 
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Ab 15.9.1940 wurde die Zentralstelle unter Ände- 
rung ihres Namens in — für die von der 
Wehrmacht belegten Betriebe in den besetzten Gebieten" 
in ihrem Tätigkeitsbereich auch auf die gesamten be- 
setzten Westgebiete ausgedehnt. 3leichzeitig wurden Ver- 
treter des Heeresverweltungsamtes, des Generalbevoll- 
michtigten fiir das Kraftfahrwesen und für die Vehrmach t= 
nachrichtenverbindunges Sonderbeauftracter (wNv/SB) in 
die Zentralstelle entsandt. Aufgace dieser Zentralstelle 
ist es, einnueitliche Richtliniea fiir die Einsetzung von 
koumissarischen Verwaltern und Bevollmächtigten sowie 
Dienstanweisungen für die Industrie-Beauftragten auszuar 
beiten und dafür zu eorgen, dass uuf Grund der Verhand- 
lungen mit den zuständigen Militärbefehlshabern bszw. 
Chefs der Zivilverwaltungen im Verordnungswege die not- 
wendigen Kechtsgrundlagen für die Durchsetzung dieser 
Richtlinien in der Praxis geschaffen werden. 

Auf diese Weise wird die bestmögliche Ausnutzung 
der vorhandenen Ferticungsstatten gewährleistet. Weiter- 
hin wird durch die zentrale Regelung vermieden, dass 
Hberschneidungen, Überbelegungen u.ä. vorkommen. End- 
1ich wird durch eine solche Regelung eine planmässi ge 
Verwertung der in den besetzten Gebieten zur Verfügung 
stenehden Kapazitäten, Arbeitskräfte und Rohstoffe nach 
einheitlichen Richtlinien gewährleistet. 

is Oberbefehlshaber der wehrmachtteile und 
den Reichsminister für Bewaffnung und Munition wurden 


der Frlass des Reichsmarschalle und die vom Oberkommando 


Swit? ae. 
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der Wehrmacht (Wi Rü Amt) und dem Reichswirtschaftsmi- 


nisterium gemeinsam erlassenen Ausführungsbestimmungen 


Anlage 37 übersandt.*) (Anl. 37). 


Der Keichswirtschaftsminister übertrug der 
Reichsgruppe Industrie und der Reichsgruppe Handel die 
Weitergabe der Bestimmungen für die Ausnutzung der 
Wirtschaft der besetzten westlichen Gebiete für die 
deutsche Kriegswirtschaft an die ihnen angeschlossenen 
Anlage 38 Gruppen und Firmen. **) (ani. 38). 


Durchführungsbe- Von den Bedarfsträgern der Wehrmacht wurden zu 
stimmungen des 

Heereswaffen- den vom OKW/Wi Rü Amt gegebenen Verfügungen eingehende 
amtes. 


d 


Durchführungsbestimmungen erlassen. So hat das Heeres- 


waffenamt am 14.September 1940 +++) 


fügt : 


u.a. folgendes ver- 


" Ich lege den grössten Wert darauf, dass die Be- 
triebe in den besetzten westlichen Gebieten 
-Holland, Belgien, Frankreich- weitgehend zur 
Entlastung der deutschen 'Rüstungsfertigung und 
zur Erhöhung des Kriegspotentials eingesetzt 
werden. Die in Dänemark gelegenen Unternehmen sind 
ebenfalls in verstärkten Umfang zur Unterliefe- 
rungen heranzuziehen. | | 
Dabei sind die Ausführungsbestimmungen zu der 
Anoränung des Reichsmarschalls in Abs. II Zift.1-4 
(s.Anl. 36) sowie die Anordnungen betr.Rohstoff- 
wirtschaft in den besetzten Gebieten genau zu 

+)OKW/Wi Rü Amt/RU II d Nr. 21301/40 v.29.8.40. a 


++)D.R Wi M/S Ia/23127/40 v.28.8.40. 
+++)Wa A Nr. 1910/40 g.2 1 (IVd) v.14.9.40. 
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beachten. | 
Um eine nachhaltige Entlastung der für die Rü- 
stung tätigen deutschen Firmen, in erster Linie 
der Engpassbezirke - zu erzielen 
a) ist den Lieferfirmen - jedoch im al lgemei- 
nen mit Ausnahme der ost- und süddeutschen- 
.mit sofortiger Wirkung bei der Vergabe von 
neuen Kriegsaufträgen die Auflage zu 
machen, Unterlieferungen in möglichst weit- 
gehendem Umfange in die besetzten Gebiete 
zu legen. Dabei ist auch die Frage zu prüfen, 
ob und inwieweit Einzelteile u.dergl., deren 
Beschaffung bisher durch die Lieferfirmen 


erfolgte, künftighin unmittelbar durch die 
Abteilungen vergeben werden können. 


sind bei bereits vergebenen'Kriegsaufträgen 
die von den Abteilungen federführend betreu- 
ten Firmen mittels Rundschreiben anzuweisen, 
Unterlieferungen in die besetzten Gebiete 
zu legen. Dies gilt insbesondere — e= 
nigen Lieferfirmen, die infolge verspäteter 
Zulieferungen mit der Fertigung im Rückstand 
sind. W 
Die Rü Jn in den besetzten Gebieten sind — 
sen, den Beschaffungsabteilungen laufend zu melden, 
welche Firmen für die Vergabe von Unterlieferungen 
in Betracht kommen unter Angabe der Art der mög- 
lichen Heranziehung. 
Die Rü Jn im Reichsgebiet sind angewiesen, dem 
Wa A laufend die Betriebe zu nennen, bei denen die 
Herstellung von Wehrmachtgerät durch Verlagerung 
von zivilen Aufträgen in die besetzten Gebiete 


erleichtert und gesteigert werden kann. " 


Auswirkungen. a.) Die Kennzeichnung der Aufträge nach Dringlich- 
keitsstufen, insbesondere die Zusammenfassung der Schwer- 
punktprogramme in einer Sonderstufe, gaben die Möglich 
keit, ihre Auslieferungen nach den Erfordernissen der 


Kriesführung zu steuern, vor allem auch von der Seite 
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der Arbeitseinsatzlage. Dies führte jedoch dazu, dass 
Betriebe mit freien Kapasitäten nur Wert auf Hereinnahme 
von Aufträgen der Sonderstufe legten, d.h. es setzte 

in dieser Hinsicht das gleiche Rennen ein, wie es im An- 
fang des Krieges für die Erklärung zum W-Betrieb der 


Fall war. 


2.) Die Kennzeichnung der Aufträge, die vom Haupt- 
lieferer an die Unterlieferer weiter gegeben waren, wur- 
den nicht von den Halbzeugbetrieben anerkannt, die sich 
an die vom R Wi M gegebene Kennzeichnung ZX und ZY hiel- 
ten. Obwohl diese den Dringlichkeitsstufen der Wehrmacht 
I und II gleichgestellt waren, liessen sie sich infolge 
des Pertigungsverfahrens der Walzwerke nicht durchführen. 
Denn die Walzwerke liefern nur nachihrem festgelegten 
Programm, indem je nach Walzquerschnitt sowohl Aufträge 
der Sonderstufe als auch der Dringlichkeitsstufe II zu- 


gleich gefertigt werden müssen. 


3.) Für die Programme der Sonderstufe konnten die er- 
forderlichen Arbeitskräfte gedeckt werden, so dass eine 
wesentliche Entspannung eintrat, die die programmässige 


Fertigung gestattete. 


4.) Die Ausnutzung der besetzten westlichen Gebiete 


/8 
konnte im allgemeinen nicht über den Umfang der in IIM S 2 


gemachten Angaben erfolgen. Das traf besonders für den 
besetzten Teil Frankreichs zu, Hierfür mussten erst die 


in III c(Seite 36.) angegebenen Vorarbeiten getroffen 
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Neue Zielsetzung 
für die Programme. 


-34 
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werden. Ihre praktische Durchführung verlangte einige 
Wochen, bis eine Entlastung der deutschen Wirtschaft 
allgemein erfolgen konnte. x 

Dagegen gelang es, für ing Programm "Seelöwe" einen 
grossen Teil der Aufträge auf den holländischen und | 
belgischen Werften unterzubringen. Dadurch trat nicht 
nur eine Entlastung dep deutshen Werften ein, sondern 


es wurde auch eine Beschleunigung erreicht, die sich 


auf weitere Aufträge der Kriegsmarine auswirkte. 


IV. Umsteuerung der Wirtschaft nach dem Führerent- 
scheid vom 28.9.40., und dem Führerbefehl 
vom 28, 9 > 1940. 


2 Während die Umsteuerung der Wirtschaft im Anlau- 


fen war und sämtliche Dienststellen, insbesondere Wi Rü 
Amt mit den Rü.Jn bemüht waren, den Forderungen des 
Führerentscheides vom 13.7.1949 nachzukommen, traf beim 
Chef Wi Rü Amt ein Schreiben des Generalfeldmarschalis 
Keitel als Chef OK W vom 29.7.40. ein, in dem usa. 
ausgefiihrt wurde, dass flir das Heer eine neue Zielsetzung 
einträte. Der Rahmen des Heeres solle auf 180 Pelddivi-.. 


sionen erweitert werden. Alles nähere müsse mit Chef 


Wi RU A mt mündlich besprochen werden. 


Auf Grund von eingehenden Besprechungen wurde dann 


ein Programm für das Kriegsheer in Stärke von 200 Divi- 


sionen bearbeitet, davon 180 Felddivisionen - 140 Infan- 
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terie-Divisionen, lo Infanterie-Divisionen (mot), 20 
Panzerdivisionen und lo Gebirgsdivisionen - und 20 Be- 
satzungsdivisionen. 

Einschränkung der 

Drosselung in der 2.) Auf Grund einer Weisung des Führers wurde vom 

Mynitionserzeugung. +) 

Anlage 39 Wi Ri Amt am 22.8.1940(Anl. 39) - den veränderten Ver- 
hältnissen Rechnung tragend - verfügt, dass bei be- 
stimmten Munitionsarten keine weitere Drosselung, gege- 
benenfalls sogar eine Steigerung über die Augustferti- 

© gung hinaus zu erfolgen habe, Der Abaug von weiteren 
Arbeitskräften aus Munitionsbetrieben habe dieser Tat- 
sacheRechnung zu tragen. Dadurch wurde der Bedarf an 
Arbeitskräften erneut gesteigert. Der Umfang konnte 
erst dann festgestellt werden, wenn das neue Munitions- 
programm vorlag. 

Führerentscheid und | 

Führerbefehl v.28. 3.) Das in 1) angegebene Programm bildete die Grund- 

2 aai 3 lage für den Führerentscheid vom 28.9.40.**) (Anl. 3) 

| Gleichzeitig wurde in dem Führerbefehl vom 28.9.40, 

® Anlage 39 (An. 39) festgesetzt, in welcher Art die für die Durch- 
führung des Programmes notwendigen Pacharbeiter (300 ooc 
Metallarbeiter) von der Wehrmacht zur Verfügung gestellt 


werien sollen. 


Forderungen für 4.) Die Forderungen für die Kriegsmarine lauteten 
Kriegsmarine und 


Luftwaffe. Unbefristete Weiterführung des U-Bootprogrammes über 
| den l.Januar 1942 hinaus; für die Luftwaffe : Erhöhung _ 


der Flak-Geschütz-Pertigung und schnellste Steigerung 


+)OKW/Wi RU Amt/Rü II w Nr. 16128/40 g.v.22.8.40,. ~ 46 - 
++)WFST/L(II) Nr.1657/40 gK-Wi RU Amt/RU Ila Nr.1850/40 uk 


v‚28,9.40% 
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Durchführungsbe- 
stimmungen zum 
Fihrerentscheid. 


Anlage 40 


Anlage 41 


Änderung der 
Dringlichkeits- 
stufung der Fer- 
tigungsprogramme. 
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der Flak-Munitionsfertigung. 


5.) Zu dem fFührerentscheid vom 28.9.40. wurden vom 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht (bearbeitet von 

Wi RU Amt) und von de“ Reichsminister für Bewaffnung 
und Munition zusammen "Durchführungsbestinmungen”, am 
1.101940 here (Anll 40) „ Dabei wird unter- 
schieden zwischen der Fertigungsforderung vom Berl: 77 7:7 
bis 1.4.41 und derjenigen nach dem 1.4.41. Da die Auf- 
gliederung der Fertigung des Heeres zwischen Dringlich- 
keitsstufe Ib und II noch nicht erfolgt war, musste eine 
zwischenlösung getroffen werden, die am 15.10.40. bekannt 
gegeben vás. tt) (ant. 41). 


6.) Durch den neuen Führerentscheid vom 28.9.40. (Anl.3) 
war eine Änderung der Verfügung des Reichsmarschalls 


Göring vom 20.9.40, (Anl. 39) an einigen Punkten notwen- 


dig. Im Einvernehmen mit dem Reichsminister für Bewaff- 


nung und Munition wurde daher die "1.Berichtigung" am 
21.10.40. herausgegeben +++) (ani. 42). Abgesehen von 
verschiedenen Änderungen in der Einstufung wird-Sestimmt, 
dass die Ausstattung der einzelnen Fertigungsprogranne 

mit Kapazitäten, Personal und Matgrial (Produktionsmittel, 
Transportmittel, Energie, Kohle usw.) wie folgt stattzu- 
finden hat : * 


Sonderstufe $ 
Für die Fertigung in dieser Stufe ist den Anforde 


rungen-der Bedarfsträger unbedingt in vollem Umfange und 


+)D.Chef d.OKW/Wi RU Amt/Rü Ila Nr.1990/40 6. K., 
D.Reichsmin, f.Bew.u. Mun. Nr. 370-496 g. RB Vele 10.40. 


+++ n 


yi te Rü Amt/Rü I/O0V,Nrt 7900/40 g-V.15.10.40. — St = 


n /Rü Ia Nr.8llo/40 8.v.21.10,40, 15370 
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allerschnellstens und bevorrechtigt vor den Dringlidh- 





keitsstufen Ia, Ib und II zu entsprechen. 


Falls unverweidbar sind zu Gunsten der Sonder- 
stufe Einschränkungen kriegswichtiger Vorhaben der 
Wirtschaft, äusserstenfalls aus Dringlichkeitsstufe II 


der Wehryacht selbst, in Kauf zu nehmen, 


Dringlichkeitsstufe Ia : 
Für die Fertigung in dieser Stufe ist nach Er- 





füllung der Anforderungen cer Sonderstufe allen Anforde- 


rungen der Bedarfstrager - soweit wie möglich — in 
vollem Umfange zu entsprechen, 
Ein Abzug von Arbeitskräften aus dieser Stufe 


einschl. der in ihr aufgeführten Fertigung des zivilen 


Sektors zu Gunsten der Sonderstufe ist nicht zulässig. 


b 
Be stellung 1.) Der Engpass für die Steuerung der Wirtschaft bil- 
vo beits- | 
kréften. det die Bereitstellung ausreichender Arbeitskräfte, ins- 





besondere Facharbeiter. Bereits am 5.9.40. hatte Wi Rü 











Ant /Rü II w +) einen Bericht an Wehrmachtfiihrungsstab 
(WFST/L II) eingereicht, in dem folgende Angaben ge- 


macht wurden : 


a) Der zusätzliche Gesamtbedarf an Arbeitskräften 
für die gemäss Führerentscheidung vom 13.7. 
bezw. 20.8.40. befohlene Schwerpunktfertigung 
beträgt rau. 400 000 Mann. 
- 48 = 
+) Wi Rü Amt/Rü II w Nr. 1695/40 gK V.5-9+40» 
cays | AR 
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Zur Erleichterung der Arbeitseinsatzlage wurdan 
seitens Wi Rü Amt folgende Massnahmen bereits 
durchgeführt ı 


aa) Weiterführung der Prüfungskommission zur 
Auskänmung von Facharbeitern aus den Be- 
trieben, | 


bb) Wiederaufnahme in veränderter Form der nach 
”" Beendigung des Krieges gegen Frankreich 

durch den Reichswirtschaftsminister abge- 
stoppten Aktion zur Stillegung von Betrieben 
mit ziviler Fertigung zwecks Freimachung 
von Arbeitskräften für den Wehrmachtbedarf. 
Preimachung von rd. 60000 Facharbeitern in 
der Eisen - und Metall-verarbeitenden In- 
dustrie durch Konzentration der im Rahmen 
des "Erzeugingsplans Wirtschaft” vergebenen 
Aufträge sowie Verlagerung von Aufträgen in 
die besetzten Gebiete, 


Entlassung der Wehrnächtangehörigen der Ge- 
burtsjahrgänge 1896 und älter, ferner der 
Angehörigen der Geburtsjahrgänge 1897-1900, 
soweit sie Facharbeiter der Mangelberufslist 
sind. 


Sofortige Durchführung langfristiger Ar- 
beitebeurlaubungen aus der Truppe unter 
Berücksichtigung der Facharbeiter -und 
pflichtiger älterer Geburtsjahrgange.._ 
Entlassung aller zur Wehrmacht eingezogenen 
Bergleute der Geburtsjahrgänge 1900 umd... 
älter sowie Beurlaubung der Angehörigen der 
Geburtsjahrgänge 3901 - 15-und jünger. 


Aufhebung der für die Dauer der Operationen 
im Westen angeordneten UkK-SpeTre nein o 
gg) Verlängerung des Stiblhal teabkommens bis 
PAPU 31.12.40, 
Darüber hinaus sind noch folgende dringende 
Massnahmen notwendig : | 
aa) Zurlckstellung der Einberufungen zur 
Wehrmacht und zum RAD für Rüstungsarbeiter, 


auch wenn diese den jüngsten Geburtsjahr- 
gängen angehören, 


Geschlossener Einsatz von Formationen des 
RAD in Betriebe der Rüstungsindustrie, 


Stärkere Herunziehung der weiblichen Arbeits 
kraftreserven durch Anordnung der Arbeits- 
pflicht für Frauen in der Kriegswirtschaft. 
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Durchführung der Auskämmaktion bei bisher noch 
nicht erfassten Betrieben und Organisationen, 


Kinsatz der Kriegsgefangenen nach ihrem fach- 
lichen Können, 


Verstirkte Anwerbung ausländischer Arbeitskräft 
fiir den FTirratz im Inlande, 


Binrichtung von Umschulungs- und Anlernwerk- 
stälten in den besetzten Gebieten zur Gewinnung 
von Fachkräften aus Ausländern. 


Durchiihrungsbe- Je) tuf Grand des Führerbefelile vom 28.9.40. (Anl.40) 
stimmuns zum Führer- 
befehl v.28.9.40. sollen 300 ovo Facharbeiter (Metallarbeiter) aus der 
Anlage 40 | * 
BR N Wehrmacht {tr dic "intermonate der Riistungsindustrie Zu 
gestellt werden. Durch Verfügung ORL vom 12. 
% 190.40. ’ wurde agen Dienststellen aer Yehruacht niers 
++) 


— d * 24 , , en á e* tF \ ’ =- F9 be} 
von Ke ilıttılH egyebe l: \ A beit: Ur äu HU 4 oD . ADI Lj 10% 


wurden darsufhin die küistungsdienststellen vom Wi KU 
Amt angewiesen, sich mit Gen Arbeitsäntern in Verbine 
dung zu setzen 

Gleichzeitig wurde der Kreis der gemäss Führezs 
befehl zu beurlaubende’ letallarbeiter auf Chemiearbei- 
ter und Verkehrswerker der Reichsbahn ausgedehnt. 

Nach der Ver£filrung "Arbeitsurlaub Rü 40" sind 
die Pacherbeiter unverzüglich zu den zuständigen Er- 
satztruupenteilen in Marsch zu setzen, Sie werden iu 
Frühjahr 1941 zu einem noch zu bestimmenden Zeit- 
punkt ihren Stammtruppenteilen durch die "ruatztru.pen- 
teile wieder zurefihrt weru 

Auf ‘rund dieser Arbeitsurlaubsmassnalmen waren 

rbeitekräfte von der Trup- 
ekehrt. Am selben Stich- 


hesanmtmencre der, besonders auch für die 


+ )OKH/AHA/ Ag. /H. 1) Nr.180/49 ra 8+V,12,10,40. 50 = 
++)OKW/Wi Kil Amt/ki IVb Nr. 2085/40¢.K.V.17.10.40. 
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Sonderstufc, aus Ersatzheer und von Urlaubsdivisionen 
den Arbeitsplätzen zugewiesenen Arbeitsurlauber 147 557. 
Somit war also nur etwa die Hälfte derjenigen'Arbeiter- 
zahl von der Wehrmacht der Rüstun ‚sindustrie zur Verfü- 
zung gestellt wordei, wie es im Flihrerbefehl vom 3.9.40 
festgesetzt worden war. ~- 

Auch diese ahl von Arbeitskräften wurde z.T. da- 
durch illusorisch, dass neue Einberufungen aus der 
Ristungsindustrie erfolgien, dass weiterhin von den Ur- 
laubern ein grösserer Prozentsatz nicht Metallarbeiter 
waren und dass endlich Brlauber vorzeitig zu ihren 
Truppenteilen zurückgerufen wurden, ja verschiedentlich 
Urlauber aus finanziellen und Verpfliegungesrlünden selbst 
die Riickberutung zur Truppe anstrebten. Der Urlauber 
mit seiner Familie sieht sich in vielen Fällen finanziell 
schlechter als der Soldat bei der Truppe, da die Fami- 


lienunterstützung fortfällt, 


Verfügung des 3.) Nach einer Verfügung des Reichsfiihrers SS v. 
Reichs£fihrers 53 
€ 1.11.40. sind die in die Polizgeireserve sinberufenen 


Netailarbeiter und angelernten Arbeiter der Metallin- 
dustrie dem zuständigen Arbeitsamt namentlich anzumel- 


f} 


den., Den darsulhin eingehenden Urlaubsantrigen der 


Arbeitsämter isi unverzüglich stattzugeben. Die beur- 


laubten Polizeireserven dürfen vor dem 1.4.4]. nicht 


zuriickberufen wer 
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FM-Verfahren, 


Anlage 28 


Stillualteabkonmen. 


Arbeitseinsatz- 
prüfung in wehr- 
machteigenen 
Betrieben. 


4.) Das " FM - Verfahren" vom 25.7.40. wurde durch 
eine neue Verfügung von OKHYAHA vom 8.11.40. den vom 
Reichsmarschall in den Durchführungsbestimmungen zum 
Führererlass vom 20.8.40. festgesetzten Dringlichkeits- 
stufen von 20.9.40.(Anl. 28) angepasst. Bis zum 31.3.41 
ist die Aufkündigung von Uk-Stellungen im"FM-Verfahren" 
für Rüstungsarbeiter untersagt». Noch nicht Uk-gestellte 
Wehrpflichtige der Beburtsjahrgänge 1914 und jünger 
können ebenfalls bis zum 31.3.41 im Wege des FM-Verfah- 
rens zurückgestellt werden. Diese Bestimmungen gelten 
auch für Fertigungsstätten und Betriebe, die Diens tstel- 


len der Wehrmacht sind. 


5.) Am 27.11. ist das Stillhalteabkommen bis zum 
31.3.41 verlängert worden. Damit sind die hierunter falle 
den Betriebe vor stärkerem Abzug von Arbeitskräften durch 
die Truppe vorerst geschützt. Auch die Erastzreservisten 
1914 und jünger verbleiben in den Betrieben, wenn sie 

für Pertigungsvorhaben der Sonderstufe, Dringlichkeits- 
stufen Ia und Ib oder im Bergbau beschäftigt sind. 


6.) Die Prüfung des Arbeitseinsatzes wird auf Wunsch 
der Arbeitseinsatzdienststellen auf die Fertizungs- 
stätten und Betriebe der Wehrmacht (z.B.Marinewerften, 
Fliegerwerften usw.) erweitert, da die Überprüfung 

der Rüstungsbetriebe durch Kommisionen sehr gute Er- 


folge gehabt hat, die sich in folgender Weise zeigten: 


- 40% 








Rinsatz des RAD. 


Einsatz von Fach- 
arbeitern unter 

den Kriegsgefange- 
nen in der Küstungs- 
wirtschaft. 


a} > 


Arbeitskräfte konnten dadurch in grosser Zahl 
freigemacht werden, 


* 


die Überprüfung des Ansatzes der vorhandenen Ar- 
beitskräfte ergab , dass viele nicht richtig 
angesetzten Arbeitskrafte einer ihren Kenntnissen 
entsprechenden Verwendung zugeführt werde: konn- 
ten, 


durch die Überprüfung wurde festgestellt, dass 
die Bedarfsanforderungen zu hoch waren und we- 
sentlich gekürzt werden konnten, 


Die Wehrmachtteile standen der Überprüfung zu- 
nächst ablehnend gegenüber, Es ist dem wi Rü Amt im | 
November 1540 aber gelungen, dis Bedenken zu beseitigen: 
Die Überprüfung erfolgt durch Kommissionen, an denen 
ein sachkundiger Vertreter des WT teilniumt, der für den 
zu prüfenden Betrieb zuständig ist. Die militärische 


Führung dieser Kommissionen hat der rangälteste Offi- 


zier, die fachliche Führung der Vertreter der Arbeits- 


einsatzverwaltung. 


1.) Auf Grund der Verhandlungen des Wi Rü Amtes mit 
dem Reichsarbeitsdienst wurde nach Überwindung grosser 
Bedenken der Einsatz von Formationen des RAD, insbe- 
sondere fiir Bauvorhaben der Rüstungswirtschaft, zuge- 


sagt. Seit einigen Wochen ist der Einsatz erfolgt. 


8.) Auf Vorstellungen des Wi Rü Amtes beim Reichs- 
arbeitsminister wurde es erreicht,’ dass der Reichser- 
nährungsminister seine Bedenken gesen die Umsetzung 


von Facharbeitern unter den Kriegs;elangenen aus der 
m 45376 - 53 - 
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Anlage 45 


Anwerbung von 
Ausländern. 


+) OKW/Wi RU Amt/Rü IVE Nr. 14450/40 v.18,10s4o0. 


Landwirtschaft in die gewerbliche Wirtschaft grundsätz- 


j 
lich zurickgestellte."'’(Anl. 43) 


Weiterhin wird ein allgemeiner Abzug von Arbeits- 
kräften aus der Landwirtschaft - mindestens fiir den 
Winter - für die gewerbliche Wirtschaft durchgeführt, 
Der keichsarbeit sminister ist gebeten worden, in Erwigung 
zu ziehen, dass die der Rüstungswirtschaft zugeführten 
Kriesrszefangenen im Frühjahr ihr nicht wieder entzogen 
werden, weil der Verlust an Arbeitskräften zu dieser 
Zeit durch den Abzug der Arbeitsurlauber und durch die 
Einziehung jüngster Geburtsjahrgänge ein. so grosser sein 
wird, dass er für die Rüstungswirtschaft kaum tragbar 
werden wird. 


Endlich werden auf Anordnung des Führers 150 000 


3 


“riezszefangene aus Frankreich ine Reich überführt, die 
gu-n.chst dringend für die vom Führer befohlenen Luft- 
schutzbauten benötigt werden. Davon sind bis zum 91.12.4¢ 


4o oon in Deutschland eingetroffen. 


9.) Die Anwerbung von ausländischen Arbeitskriften 
ist bereits seit Kriegsbeginn in erheblichem Uufang in 
den verbiiädeten und befreundeten Ländern erfolgt. Die 
Erfolge waren zufriedenstellend und die Zahl der Aus- 
länder stieg von Monat zu Monat. 

Seitdem nun neutrale und feindliche Gebiete be- 
setzt worden sind, lag es nahe, auch aus ihnen Arbeits- 


krafte nach Deutschland zu verpflichten, zumal die 


(hale ze 
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die Arbeitslosigkeit in den besetzten Jebieten Z.T., eine 
sehr hohe war und teilweise auch noch ist. Hemmungen, 
die zunächst bes anden, mussten überwunden werden. Das 
sing soweit, dass aer cinsatz von Nationalfranzosen 


in geeigneter Foru vom keicusmarschall Göring ge- 


stattet wurue Vani. 44) » 


Über die Art des Binsatzes ausländischer Arbeits- 
kräfte in der Rüstunssindustrie erläiess der heichsar- 
beitsminister eine Verfügung, die den Dienststellen am 


12.10.40. bekanntgegeben wurde. **) (An1.45). 


Die Erfolge waren sehr erheblich, Bis zum 51.12, 
1540 wurden der deutschen Wirtschaft insgesamt an aus- 
lindischen Arbeitskräften 1 414 ooo zugeführt. Davon 


der Land- und Forstwirtschaft ..... 750 000 
" gewerblichen Wirtechaft s... o 664 000, 


davon im Bergbau soo. .00,+:.:65 000 
Metallindustrie „....+ 89 000 
Bausto/findustrie .... 29 000 
Bauwirtschaft „see... . 379 000 


Sonstige Industrie p.» lo2 000 
664 000 


oso > fF $$ 2 ¢ f + F zn zn 
Unter ihnen befinden sich : 


POLO Sons aasanen ooo o LOD m 
Tschechan s.s.s.s»......s.» 140 000 
iieserländer nun E 99 909 
elgier Pe 0o00 
Italiener .cccesessss- 68 000 
Schweden ....n....n...n.. 900 
Dänen  seeosersseeeeres >l 909 
“rangoberrt..ssosocsos so 14 000 +++) 
Jugornläven sevecsescns 5 000 
Ungarn, Bulgaren suw.. 7 000 


j 
664 ooo Pr ‘hy wen 
+) OKW/Wi RU Amt/Rü IVd Nr.13178/40 v.14.9,.50. ~~ ~———~ = 55- 


++) OKW/Wi RU Amt/Rü UVc Nr. 14183/40 v.12,10.40. 
+++) Nach RU Jn Paris Nr.6282/40 g.v.25.12.40 sollen bis zum 16.12.40 


ang Betr. im | | | | 
— 5960 Bauarbelt “assis PrLSit Gaupan GASA Metallams 
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Auf Grund von Verhandlungen ist auf weiteren Zu- 


gang von etwa 9o 000 - loo 000 ausländischen Arbeitern 


zu rechnen urna zwar : 


Italiener .. ++. 000 
Slowaken +++. 29 000 
Jugoslaven s.s.» lO 000 
Bulgaren .e.sssoo 200 
Norweger sr, 900 
Finnland «cece. 000 


95 000 
===== s2227 

Im Hinblick auf den immer grösser werdenden Mangel 
an Arbeitskräften, der im Frühjahr i941 durch Neusindbe- 
rufungen und Beendigung des Arbeitsurlaubs eine spies 
liche Steigerung ertahren wird, muss die Anwerbung von 
Ausländern, besonders auch von Nationalfranzosen, noch 
gesteigert werden, Hierzu ist neben guter behandlung 
eine entsprechende, auf die besondere französische 
Psyche eingehend, die englische und kommunistische Gegen- 
oropaganda bekämpfende Propaganda erforderlich. In die- 
sem Sinne ist vom Wi Rü Amt an das Reichspropagandamini- 

& sterium und an de deutsche Arbeitsfront herangetreten 


worden. 


Kriegsgeiangene. 10.) An Kriezsgefangenen befanden sich am 31.12.1940 
1 206 000 in Deutschland. Davon waren zugewiesen $ 


der Land- und Forstwirtschaft .... 672 000 
" gewerblichen Wirtschaft ser... J54 000 


Von letzteren haben erhalten : 


HBawirtschaft —————— — u ES Ze Ze Zr E 275 000 
Bergbau RT 000 
Sonstige Industrie ss.ssessseoeeso 254 O00 


534 000* 


— 


* ingaben des Reichsarbeitsministeriums 45 9 79 = 56 - 
e t 
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Nutz barmachung 
der besetzten 
Gebiete. 


Anlage 46 


Da von den nach Deutschland nach 8 noch gu tiderfiih 
150 900 Zriexsgelangenen bis zum 31.12.40. nur 40 Of 
eingetroffen waren, werden nach diesem Zeitpunkt we 
llo ooo der deutschen Wirtschaft zugewiesen. 
Schliesslica werden noch 50 000 polnische Solda- 
ten, die in Rumänien intrniert sind, im Laufe der näg 
sten Wochen nach Deutschland ibergeführt werden, 
Dann wird die Gesamtzahl an Kriegsgefangenen ir 


Deutschland etwa 1 366 000 betragen. 


c 

1.) Die Nutzbarmachung der Wirtschaft der besetzten 

Gebiets für die deutsche Riistungsinuustrie war mehriacr 

- zuletzt om 20 ,10.40.*)- (Anl. 46) befohlen worden, Die 

Führerforderungen konnten aber nur dann vollbefriedze 

werucno, wenn die besonderen Verhältnisse , wie sie fr 

Frankreich bestehen, in ausreichender Weise berücks 

werden. Um die geleistete Arbeit zu verstehen, sollen 

sie kurs anzegeven werüei., 

a) Frankreich ist in zwei durch eine Demarkationslinie 
getrennte Adscunitte geteilt : das von den deutegper 
Tru,ven besetzte Noräfraukreich und das undesetz 
Sidfrankreich, wo auch in Vichy der Sitz der fran- 
zösischen Regierung ist. | 
Grosse Schwierigkeiten ecgaoen sich dadurch, di 
bein Nerannaher der deutschen Truppen Millionen von 
Franzosen mit einem Teil ihrer Habe flüchteten und... 
dass dadurch grosse Teile Nordfrankreichs menaco 
leer wurden. 


+) OKW/Wi RU Amt/RU {Jb Nr.22227/40 v.29-l0.40. a 
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Nach dea Waffenatillstand mit Frankreich bestand 
nun bei deu srössten Teil der gefllichteten Bevilke- 
rung der Wunsch, wieder an die alte Wohnstätte zu- 
rückzukehren, Aus politischen Gründen konnte der 
Führer diesem Wunsche nicht in vollen Umfan;s nach- 
Kouneni Lasse Daher wurde das besetzte Gebiet in 
zwei Teile geteilt, die durch dine Linie von einan- 
der getrennt wurden. Diese Linie geht von Abbé- 
ville über Amiens - Péronne-Chauny - Pontavert - 
Rethel — Vouziers nach Autry, biegt dann in süd- 
östlicher kichtung über St. Dizier - Chaumont bis 
Aubin und dann entlang der Demakationslinie bis 

zur Schweizer Crenze. Auf Grund eines Führerbe- 
fehls darf in die französischen Gebiete, die 
nördlich bezw. östlich der m gegebenen Linie lie- 
gen, die ireanzösischa Bevölkerung nicht zuriickge- 
lassen werden. Dadurch besteht in dieser Gegend 
ein rosser A-beitermangel, “Wenn er euch durch 
Menschenschauggel semildert wird, so ist er doch 
noch so gross, dass auf Grund einer Verfügung zu- 
nächst io 000 Arbeiter - einschl, der Pamilien- 
engehörligen 35 000 Vrenzoseen — in die sogenannte 


" grüne " Zone gelassen werden sollen. 


Bei dem Mangel an Maschinen, besomers hochwerti- 
gen Werkzeugmaschinen, erhielten die deutschen 
Dienststellen den Auftrag, beschleunigt und in 
grossem Umfange ohne Rücksicht auf den Besitzer 
derartige Maschinen auszubauen und nach Deutsch- 
land gum Versand zu brinsen, Dabei haben die Ma- 
schinen aus Stactsbetricben als Beute zu gelten, 
während diejenigen aus Privatbesitz zu entschädi- 
gen sind. Nicht berücksichtigt wurde dabei der 
international anerkanate kechtsgrunisatz, wie er 


euch im BGP § 946 festcelegt ist, dass bewegliche | 
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Bachen, die mit einem Grundstück verbunden sind, 
wesentlicher Bestandteil des Grundstücks sind. 


Der Zustand der -französischen Industrie entsprach 

an und für sich schon nicht der hochqualitizierten 
und sorgsam sesflesten deutschen Industrie. Die 
französische Industrie war wohl nenungenmässig zien- 
lich stark, nicht aber wertais sig. Durch die Kampf- 
handlungen war ein grésserer Teil der gerade fir die 
deutsche Wirtschaft wertvolleren Industrie Z.T. 


nicht unsrheblich zerstört worden. 


Dis Beanten in den staatlichen Betrieben und die 
Figentüner bezw. Leiter in den privaten Betrieben 
zeigten sich anfangs in grösserer Zahl nicht oder 
nur gezwungen dazu bereit, deutsche Wehrnacht-, 
insbesondere Rüstungsaufträge zu übernehmen., Er- 
sch„ert wurde die Ingangsetzung der Wirtschaft da- 
durch, dass die Facharbeiter sich gleichgültig 
zeigten und dss starke Spannung zwiechen den 
weissen und den farbigen Arbeitern bestand, 


Die französische Nekierung erliess im September eine 
Verfiigung,durch die es den Betriebeführern verboten 
wurde, Aufträge auf Küstungsfertigung für die deut- 
sche Welhrwacht zu übernehmen. Die dadurch entstande- 
nen Schwieriskeiten wurden bei den Betriebsführern 
dadurch beseitigt, dass sie sich zur Fertigung dasun 
mit bereit erklärten, wenn ihnen von der deutschen 
Searmacht ein ausdrücklicher Befehl erteilt wurde, 
Das zeschah natiirlich in jedam Einzelfall, 

Die Arbeiteunlist der französischen Arbeiter wurde 
dadurch beseitigt, dass die grosse Zehl auslindi- — 
scher Arbeiter, die zur Arbeitsaufnahme bereit war, 


zegen nie aussespilelt wurde. 


reh 
RE SCEE Laza veratrichen wertvolle Wochen und Monate, 
bevor eine geregelte Auftragevergebung erfolgen konn 
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Arten der Auf- 2.) Bei der Auftragsvergebung ist zu unterscheiden 
tragsvergebung. 


- §9 - 


gwischen 


a)  <denjyenieer direkten deutschen Wehrmachtaufträgen, 
die aiso von der Fehrmacht als Behörde unmittelbar 
erteilt werden, 


den lnuirekten deutschen Wehrmachtauftragen, die 
durch Vermittlung deutscher Wirtschaftskreise er- 
teilt werden, 


den zivilen deutschen Aufträgen, die von deutschen 
Wirtschaftskreisen erteilt werden, 


den französischen Aufträgen, die von der franzö- 
siechen Regierung unmittdbar oder mittelbar erteilt 
werden. 


Eine Bestiumung ist fiir alle Aufträge die gleiche, 
nimlich, dass sie grundsätzlich bei der Zentralauftrags- 


stelle angemeldst und von ihr genehmigt werden müssen. 


Bei der Vergebung von Aufträgen muss geprüft wer- 
den, ob dadurch nicht eine tibermiissige und teilweise 
unwirtschaftliche Belastung der Transportmittel erfolgt. 
Das trifft in besonders hohem Umfange für Unterlieferun~ 


— 


gen zu. 


So het die Firma Rheinmetall Schmiedeteile (Ver- 
schluestiicke von Geschützen) in Deutschland hergestellt, 
schickte sie nach Vierzon, um einige Arbeitsvesgange dare 
vornehmen zu lassen und sandte sie dann wieder nach der, 


Stanmfirma in Deutschland - ab nach Düsseldorf oder 


soger nach Barlin war nicht vekanalt. 
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Zweckmässizer scheint es zu sein, die Spezialmaschinen 
aus Vierzon nach Deutschland zu Rheinmetall zu transpor- 
tieren und die Arbeitsgänge dort vornehmen zu lassen. 
Allgemein ist die Trfahrung gemacht worden, dass Verge- 
‚bung von Unterlieferungen für Wehrmachtaufträge unwirt- 
\/ schaftlicher ist als diejenige ganzer Aufträge aus dem 


N zivilon Sektor. 
SA 


!' Besondere Verhält- 5.) Die Vergebung von Aufträgen nach Frankreich ist 
nisse in Frankreich, 

endlich noch aus dem Grunde besonders schwierig, 

weil die Verhältnisse einerseits in Paris, andererseits 
in den anderen Teilen des besetzten Frankreichs sich 
grundsätzlich von einander unterscheiden. Die Industrie 
von Paris, die auf verhältnismässig engen Rawa massiert 
ist, ist besser organisiert und neuseitlicher einge- 
richtet, als ee bei der Inäustrie in der Provinz der 
Pall ist. Trotzdem scheint’es auch für die Industrie in 
Paris zweifelhaft, ob ihre Ingangsetzung bie zum 1.4.41 


. 89 durchgeführt sein wird, wie es beabsichtigt ist. 


Das wäre schon dann kaum der Fall, wenn sie nach 
ihrer eigenen Fabrikationsmethode arbeiten sollte infol- 
ge Abtransport der Maschinen, schlechter Instandhaltung 
der Betriebe, Trans portschwierigkeiten, Mangel an Roh-. 
stoffen und Betriebsmittel, insbesondere Kohle usw. 

Eine Umsteuerung der Wirtechaft auf deutsche Masse und 
Modelle erscheint bis zum 1.4.41., mit Ausnahme von 


einigen hochwertigen Betrieben, ziemlich ausgeschlossen, 
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Besondere Lage 
der Metallindustrie. 


Fra sische Ar- 
bei räfte nach 


| 
n tand. 


Deu 


Höhe der Aufträge 
nach Frankreich. 
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Eine Umstellung der Betriebe auf andere Fertizungen 

als bisher dürfte lange Zeit in Anspruch nehmen, da die 
Einarbeitung und Organisation viel längere Zeit in 
Anspruch nehmen wird, als das in Deutschland der Fall 


eein wiirde.» 


4.) Bei der Vergebung von Aufträgen an die franzö- 
eiche Metallindustrie muss endlich noch berücksichtigt 
werden, dass sie trotz geringerer Löhne teurer als die 
deutsche ist. Ausserdem bedarf sie aus den angegebenen 
Gründen längerer Lieferzeiten, So erwünscht auch die 
Heranziehung der französischen Inäustrie für die deute 
sche Welirmeeht ist, eo ist doch zu erwägen, od eine 
grundeätziiche Verbesserung der französischen Zinrieh- 
tungen und Organisationen im deutschen Aligemeininters= 


ve liegt. 


5.) Zweckmäseiger und im deutschen Interesse scheint 


es dagegen zu sein, wie schon? III o O9(Seite 95.. Jangs 
geben, französische Arbeitskräfte für Deutschland ansu= 
werben und sie nach Deutschland zu überführen, Sie 
werden dadurch in das Arbeitetempo eingeführt und su 


gleicher Arbeitsleistung ancespornt. 


6.) Ob die in den Lageberichten*) angegebenen Zuh- 
len tiber den Auftragsbestand in Frankreich zutreffen, 


konnte nicht mit Sicherheit festgestellt werden, (Sep— 


+)OKw/wWi Rii amt/RU Ktb.v.30.11.40.8eite 252. => 62 >. 
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Sonderkontingente 
für Aufträge nach 


tember 550 603 500 ÄM, Oktober 575 720 ooo Rii, November 
G20 067 389 Ril). Sie wurden sowohl vum W Stab wie von 


der Zeutralauftrasisutelle angegweifelt. 


Unabhängig davon wurde erklärt, dass es sich n4es# 
in der Mehrzehl nicht um neu vergebene Aufträge handle, 
sondern un Aufträge, die von der französischen Intendantu 
vergeben und die nunmehr von der deutschen Wehrmacht über 
nommen worden seien. In der Hauptsache soll es sich dabei 
um Aufträge der Verwal tung (Textil-, Lederaurtrice user.) 


hendeln,. 


Te) Für die Verlagerung von Aufträgen in die besetzten 


den besetzten Gebietengebiete ist es nachteilig, dass fiir solche Auftrüge 


Aunahme der Rohma- 
terialien in den 
besetzten Gebieten. 


keine Sonderkontingent® zur Verfügung gestellt werden, son 
dern dass sie sowohl auf die Kontingente in Anrechnung 
kommen, die den FT zugewiesen sind, wie auf diejenigen, 
die diese wieder an Firmen gegeben haben. Da in Eisen 
und Stahl etwa 20 # mehr Rotistoff verteilt wird, als 

die Produktion beträgt, kann der Pall eintretan, dass 

für die fvercommenen Aufträge kein Material zur Verfügung 


stent. 


8.) Bei der sich téndig verringernden Menge der in 
den besetzten Gebieten zur Verfügung stehenden Kohmate- 
rialien wuss damit gerechnet werden, dass die Industrie 
auf fellgebieten entweder aus Deutschland mit Rohstoffen 
versorgt werden Muss, oder, dass Mangels ausreichender 


Rohstoffe, die Fertigung von Aufträgen toilweise oder 
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oder ganz eingestellt wird. 

im einzeinen zoll die Auftrageerteilung in den 
besetzten Gebieten und im Gemralsouvernement am 1.12, 
1940 die nachrteherie Föhe erreicht haben +) : 

davon Jnter- 
Generalgouvernenent 179 345 
Dänemark 240 900 5 968 
Norweren 55 950 900 490 
Niederlande 28 514 865 412 
900 5 810 
2 307 


— — — — — — — 


65 827 827 


Unzureichender le) Jie i ung von Arbeiiskräitsn sus der 
Arbeitsurlaub. 


' r 


Wehrmacht erreichte nicht die vom Führ in 5eluem 
Befen] vom 28,9,40. festgesetzte Höhe, so 
3 sen Grunde allein schon die Durchführung 
scheids vom 28.9.40., in Frage cestelit 
fand am ?1.11.40, bein Führer ein Vortrag 
feldmarschelis Keitel statt, an dem Gener 
Fromm und Keicnswiuister Todt teilnehmen. Auf Grund der 
schwierizen Arbeitszinsatzlage arklärte sich der Führer 
erstenden, dass liberall, da, wo die bevorras 
tung, der eringa Verbrauch und die taktische Lege gs 
ermärlichen, dia zastellten Terming arausgeschoben wer- 
mndasteiiceh aba 


Hp ' ad i3 


geändert wer 


w/w Rü Ant/Rü Ktb. v.50.1140. 5.252, 
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2) 


Ausreichende 
Fertigung 
bis zum 
31.3.41 


3) 


Ausführungs- 
bestimmungen 
zum Erlaß v. 
20.9.40 


+) 


— a 


Die Feststellungen, die vom WiRüAmt gemacht wurden, er- 
gaben, daß ohne einen erneuten Eingriff am 1.4.1941 voll 
ausgerüstet vorhanden sein werden: 200 Divisionen, davon 
180 Felddivisionen und 20 Besatzungsdivisionen, ein zwölf- 
monatiger eiserner Bestand an Munition und ein einmonati- 
ger Vorrat an Waffen und Geräten sowie der geplante Be- 
stand bei der Kriegsmarine und Luftwaffe. Demzufolge wur- 
de zunächst davon Abstand genommen, durch irgendeine Ver- 


fügung die programmäßige Fertigung der Industrie zu beun- 
ruhigen, 


Die durch den Erlaß des Vorsitzenien des Reichsverteidi- 
gungsrates Ministerpräsident Reichsmarschall Göring vor- 
geschriebene Kennzeichnung der Dringlichkeit der Aufträge 
hatte nicht zu der Ordnung geführt, wie es im Interesse 
der Fertigung notwendig war. Besonders wurde vom Reichs- 
wirtschaftsminister eine Abänderung gewünscht. Auf Grund 
einer Ermächtigung des Reichsmarschalls Göring wurden des- 
halb Ausführungsbestinnungen*) (Anlage 47) durch das 
WikGAmt im Einvernehmen mit dem Reichsminister für Be- 
waffnung und Munition und dem Reichswirtschaftsminister 
bearbeitet, nach denen als ausschließlich zulässige 
Dringlichkeitsbezeichnungen nur die Kennzeichnung Sonder- 
stufe in der Form von "Sonderstufe SS" und "Sonderstufe S" 
mit zugefügter Quartalsangabe gelten. Die Aufträge der 
Dringlichkeitsstufen Ia, Ib und II dürfen grundsätzlich 
gegenüber den Betrieben nicht mehr gekennzeichnet werden, 


/ 
OKW/wiRüAmt/Rü Ia Nr. 17777/40 v. 21.12.40 
Reichsm. f.Bew.u.Mun. Nr. 9008 -301-213 N 
Reichswirtschaftsminister Nr. II L 5115/40 








Arbeitsein- 
satz. 


+) 
OKW/WFSt/Abt.L II Nr. 2295/40 g K v. 20.12.40 
OKW/wiRüAmt/Rü 
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sondern nur gegenüber den Rü-Dienststellen. Die Kenn- 
geichnungen "ZX" und "ZY" zu den Eisenkontrollnummern 
kommen in Fortfall. 


Die besondere Bedeutung dieser Ausführungsbestimmungen 
liegt in der Bestimmung, daß zur Kennzeichnung der Auf- 
träge allein nur das Oberkommando der Wehrmacht/wiRüAmt 
berechtigt ist, daß der Reichsminister für Bewaffnung 
und Munition, der Reichswirtschaftsminister und der Ge- 
neralbevollmächtigte für die Regelung der Bauwirtschaft 
hierzu des Einvernehmens des Oberkommandos der Wehrmacht 


bedürfen, während allen anderen Dienststellen hierzu 


Einzelermächtigungen durch das Oberkommando der Wehr- 


= 


macht erteilt werden müssen. 


4) Die Lage auf dem Gebiet des Arbeitseinsatzes ist 
weiterhin sehr angespannt. Sie muß sich wesentlich ver- 
schlechtern, wenn auf Grund der bisher gültigen Bestim- 
mungen aus der Rüstungsindustrie zum 1.4.41 etwa 1/2 
Millionen Menschen an die Wehrmacht abgegeben werden 
müssen. Alsdann wäre mit einem erheblichen Leistungs- 
abfall in der Rüstungsfertigung zu rechnen. 


Im Hinblick auf diese Schwierigkeiten hat der Führer und 
Oberste Befehlshaber unter dem 20.12.40 einen Befehl er- 
lassen”) (Anlage 48), der das ziel hat, der Rüstungs- 
industrie und dem Bergbau die erforderlichen Arbeits- 


kräfte möglichst lange sicherzustellen. à 
Die wesentlichen Bestimmungen des Befehls sind folgende: 
-66- 


IV b Nr. 2559/40 g K V, 28.12.40 
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Steuerbe- 
freiung. 


Auswirkungen. 
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a) Die wichtigsten PFertigungsstätten der WT, insbesondere 
die Werften und Luftwaffenbetriebe, sind vorläufig 
bis zum 30.6. 1941 als Spezialbetriebe von jeglichen 
Entzug von Arbeitskräften befreit. Ausgenommen von 
dieser Bestimmung sind die Arbeitsurlaubern. 


Die Arbeitsurlauber sind bis zum 31.3.41 auf ihren 
Arbeitsplätzen ku belassen. Frühere Rückberufungen 
dürfen nur dann erfolgen, wenn sie für die Einsatzbe- 
reitschaft ihres Truppenteils ohne Verzug und unbe- 
dingt benötigt werden. Der Zeitpunkt hierzu ist durch 
die Oberbefehlshaber der W T im Interesse der Rüstung 
weitgehend hinauszuschieben, die Absicht 4 Wochen vor- 
her unter Angabe der Verbände, zu denen die Rückbe- 
rufung erfolgen soll, dem OKW anzumelden, 


Die in Rüstungsindustrie und Bergbau beurlaubten Ar- 

beitskräfte der Urlaubsdivisionen verbleiben dort in 

vollem Umfang bis zum 1.5.1941. 
5.) Um vielfach entstandene Härten zu beseitigen und um 
den Leistungswillen der Arbeiter zu stärken, wurden auf 
Grund eines Erlasses des RAM vom 20.12.1940 sämtliche 
Mehrarbeitszuschläge sowie Zuschläge für Sonntage-, Feier 
tags- und Nachtarbeit von der Steuerpflicht befreit, 
Ebenso sind diese Zuschläge von jetzt ab frei von allen 


Beiträgen zur Sozialversicherung. 


6 
1) Der neve Führerentscheid mußte sich bei den Rü- 
stunge-Inspektionen ganz verschieden auswirken, da die 
Verhältnisse verschiedenartig liezen. (s.II g 1). 
entsprechend wichen auch die von den Rüstungs-Inspek- 


tionen getroffenen Maßnahmen z.T. sehr erheblich von ein- 
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ander ab. (s. II g 2)8/ m Allgemeinen verursachte die Us 
steuerung nicht die großen Schwierigkeiten, wie es S 


` wartet war. Dazu trug u.a. bei: 


a) Von den Bedarfstrigern der Wehrmacht, insbesondere 


von dem Heeres-Waffenamt, waren die vom Reichsminister 
für Bewaffnung und Munition festgesetzten Ausstoßzah- 
len (s. II f-kat/ Antrag der Rüstungs-Inspektionen 
teilweise so erhöht bzw. waren die Fristen für Herab- 
setzung so verlängert worden, daß allein dadurch größe 
re Erschütterungen vermieden wurden. 


Soweit das nicht der Fall war, konnten größere Aufträ- 
ge in solche Gebiete, vor allem des Ostens, verlegt 
werden, in denen noch ausreichende Kapazitäten frei _ 
waren. 


Das traf auch besonders für die Belegung mit Geräten 
2u, so daß Engpaßbezirke wie Rü In VI sogar nur mit 
etwa 30 % der vorhandenen Kapazität belegt war. Da 
sie mit anderen Aufträgen für die Kriegswirtschaft 
überlastet ist, wurde dadurch eine Auflockerung er- 
reicht, die für die Gesamtfertigung wertvoll ist. 


Bei Rüstungs-Inspektionen allerdings, die weder eine 
gewisse Auslaufszeit gegeben hatten, von denen Auf- 
träge auch nicht in andere Bereiche verlegt worden 
waren, und die nunmehr größere Aufträge erhielten, 
entstanden Z.T. sehr erhebliche Schwierigkeiten. Ein 
kurzfristiges Wiederanlaufen der Betriebe, die nach 
dem Fiihrerentscheid vom 13.7.40 abgestoppt waren, war 
nicht möglich, da diesen die Arbeitskräfte bereits 
weitgehend entzogen waren und ein Teil auf Grund der 
Weisung von der Auftragsverlagerung in sehr erhebli- 
chem Umfang Gebrauch gemacht hatten. 


. 


Sehr nachteilig wirkte es sich allgemein aus, daß die 
Anlaufbetriebe (II g 2 dd Seite24) siillgelegt worden 
waren. Dadurch waren in kürzester Zeit alle Aufwen- 
dungen an Mühe, Arbeit, Geld, die Beschaffung von 
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Maschinen und Lehren, die Einarbeitung von Ar- 
beitskrüften usw, ecwecklos geworden. Ein grosses 
Kapital war vergendet worden ! - 


Das trai in - wenn auch geringerem Masse-auf die 
Landeslielerungsgenossenschaften und die Arbeits- 
gemeinschaften des Aandwerks ( S. II g 4 o,Seiter]) 
Zus 


2.) Die Auffassung, ob bei Umeteuerungen die Wehr- 
machtteile berechtigt sind, Kapazitäten und Arbeits- 
krafte, die zeitig frei werden, für sich zu horen, um 
sie für andere Aufgaben des WT einzusetzen, ist geteilt, 
Während einige Rüstungsinspektionen auf dem Standpunkt 
stehen, dass, wenn ein Wehrmachtteil seine Fertigung 

auf irgend einen Auftrag herabsetst oder einstellt, die 
dadurch frei werdende Kapazität an Maschinen und Ar- 
beitskräften nicht in der Reserve bleiben kann, um für 
eine evtl, spätere Steigerung oder andemrtige Fertigung 
eingesetzt zu werden, vertritt vor allem Wie kriegemari- 
ne die Ansicht, dass sie die Freihultung einer einmal 
von ihr in Anspruch genommenen Kapazität beanepruchen 
kann. Ale Grund gibt elie hierfir folgendes an ¢ ir 
Schiffbauteile, Wellen, Propeller usw. werdea die An- 
schlussaufträge erst mit der Vergebung dee nächsten 
Schiffsneubaues erteilt. Die nierfiir besonders ausgol lds 
ten Fachkräfte dilirfer inzwischen an andere Betriebe 
nicht abgeceben werden, da ein ausreichender Ersatz 
nicht zertellt werden kemnx wird, Mit einer innerbe- 
trieblichen Verwendunc teser freigewordenen Arbeits- 


kräfte iat sie einverstanden, 


SEELEN 
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Bei voller Würdiguug der Ansicht der Kriegsma- 
rine müssen bei dem grossen Mangel an Arbeitskräften 
vor allem alle frei werdenden Arbeitskräfte, Maschinen 
und Energie auf wichtige Programme umgelegt werden und 
können nicht für den einen oder anderen WT für etwaige 
künftige Fertigungssteigerungen oder neue Aufträge in 
Reserve gehal ten werden. 
Se) Die Freinachung von Arbeitskräften durch die ver- 
schiedenen Massnahmen wie Arbeitsurlaub, FM-Vorfahren, 
su. ist nicnt in dem Umfang erfolgt, wie 
és erwartet werden musste, Statt der vom Fiihrer befohle- 
Zahl von 300 ooo Urlaubern sind bis zum 30.11, nur 


so ,000 dsr ladustrie zur Verfügung gestellt 


Nutsburmachung der besetzten Gebiete - vor 
Frankreichs - konnte aus den verschiedenen, in 

© (Seite 56...) angegebenen Grinden nur in verhältnis- 

nöseig geringen Umfang erfolgen, soweit es eich nicht 
um dio Übernahme von Aufträgen handelt, die von der 


frunzstisischen Intendantur an die Industrie erteilt 


waren. Die Gründe hierfir sind folgende : 
er 


a) Die organisatorischen Massnahmen beanspruchen 
selir Vici Zeit,. 
Seitens Jor Ki-Dieaststellen im besetzten Gebiet 
mussten die notwendigen Feststellungen über Fer- 


_ 


zetroffen werden, 


J 


tigungsmöglichkeiten 


Durch die planloae Ferausnahme und den Abtrans- 
port wichtigster Spezialyaschinen wurde die 
Fertisaisemiglichkeit mindestens bedeutend 
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herabgesetzt, teilweise sogar ganulich beseitigt. 


dà) Die noch vorhandenen Maschinen entsprechen a 


Genauigkeit 2,7, nicht sen von Deutschland yelor- 


derten Zeuilugungois 


5.) Die Nutzbarmachung der holländischen und veigi- 
schen Industrie gelang schneller. So konnten den Werften 
grössere Aufträge für das Progremm " Seelöwe" gegeben 


werden, 


6.) Mittlerweile ist adie enge Zusammenarbeit zwischen 
den Rü-Diensteteilen in Deutschland und in den besetzten 
Gebieten so weit vorgeschritten, dass mit einer Erweite- 


rung der Aufträge gerechnet werden kann, 
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y Erfahrungen, 


l.) a: 
Unzureichende a) Die Mobiämachungsvorarbeiten hatten mit Rücksicht auf die 


Berücksichti- 
des Ostens 
n den Mob,-Vor- 
arbeiten, 


politische Lage die ostdeutsche Wirtschaft, insbesondere 

die Schlesiens, nicht hinreichend berücksichtigt, Versuche 
der Rüstungsinspektion VIIIhierin eine Änderung herbeizu- 
führen, sollen mißlungen sein, Infolge des Kriegsverlaufs 


hat die ostdeutsche Wirtschaft aus. folgenden Gründen eine 


besondere Bedeutung bekommen; 


41) Durch die Besetzung von Böhmen und Mähren und 

durch die Eroberung Polens hat die schlesische 
Industrie an Wert gewonnen, da Kohle und Eisen 
ihr in ausreichenden Mengen zur Verfügung ste- 
hen. Andere Rohstoffe, die sie gebraucht, kann 
sie Z.T. ebenfalls aus diesen Gebieten erhalten 
Durch die Wirtschaftsabkommen mit Rußland, Ru- 
mänien und den übrigen Balkanländern ist die 
ostdeutsche Industrie die gegebene Verarbeiteri: 
der nach Deutschland kommenden Rohstoffe, 
Durch die Art der Kriegführung ist die ostdeut- 
sche Wirtschaft wesentlich weniger durch Feind- 
wirkung bedroht, als diejenige des übrigen Deuts 
lands, Sie kann daher unbehinderter und inten- 
siver arbeiten, 


b) Durch die unzureichende Bewertung des ostdeutschen Gebietes 


sind folgende Nachteile eingetreten: 


1) Die Industrie wurde vor dem Kriege in ihrer 
Entwicklung behindert. 

2) Der Industrie wurden vor der Wehrmacht keine 
oder nur unbedeutende Aufträge erteilt, 

3) Die Industrie wurde auch nicht mit Lehraufträge: 
bedacht. | 

4) Nach Kriegsausbruch und im weiteren Verlauf wur 
den der Wirtschaft im Reichsausgleich die beste) | 
Facharbeiter entzogen, 
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5) Als die Bedeutung dieses Wirtschaftsgebietes 
erkannt wurde, war die Maschinenkapazität gerin 
und ein großer Teil der besten Arbeitskräfte 
dienstiverpflichtet in andere Gebiete, besonders 
auch in die Werften Norädeutschlanäs, 


o).Um nun die schlesische Wirtschaft in einer ihrer Bedeutung 
entsprechenden Weise nutzbar machen zu können, mußten Werk- 
zeug- und andere Maschinen in größerem Umfang zur Verfügung 
gestellt werden, Da die deutschen Arbeiter in andere Gebie- 
te dienstverpflichtet waren, mußten polnische Arbeiter ein- 
gestellt werden, Dadurch ist ein Zustand geschaffen worden, 
der den staatspolitischen Absichten entgegensteht nämlich; 
in dem deutschen Grenzland Schlesien überwiegt z.Zt. der 
polnische Arbeiter, 

å) Um eine grumdsätzliche Änderung herbeizuführen, hat am 28,10 
40 in Breslau bei der Rüstungsinspektion VIII auf Veranlas- 
sung des Heeres-Waffenamtes eine Besprechung stattgefunden, 
(4nl.49) an der Vertreter folgender Dienststellen teilge- 
nommen habens Heeres-Waffenamt, Landesarbeitsamt, Reichs- 
treuhänder der Arbeit, Gauwirtschafteberater, Industrieab- 
teilung der Wirtechaftskammer, Rüstungsausschuß, Bezirks- 
ausgleichstelle der Wirtschaftskammer, 

Einstimmig wurde beschlossen, dafür Sorge zu tragen, daß 


1) der schlesischen Industrie in erheblichem Um- 
fang Rüstungs-Aufträge und solche des zivilen 
Sektore überwiesen werden 

2) die anSerbezirklich verwendeten Arbeiter, ins- 
besondere Facharbeiter, baldigst zurückgeführt 
werden | | 

3) im Hinblick darauf, daß in anderen Bezirken 
höhere Löhne gezahlt werden, trotz der günsti- 
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geren Lebensbedingungen und niederen Lebens- 
haltunzskosten in Schlesien, das Lohnniveau 
grundsätzlich gehoben wird. 

der Ubergang dadurch erleichtert werden soll, 
daß zunächst die gut qualifizierten Kräfte durch 
das Landesarbeitsamt zurückgeführt würden, die 
dann auf Grund ihrer Leistungen in gehobenen 
Stellungen eingesetzt werden sollen, wodurch 
ihr Lohn an sich schon dem bisherigen angegli- 
chen sein, voraussichtlich aber höher liegen 
wird. 


I B: a) Die im Jahre 1935 beginnende Mob-Planung der Luftwaffe war 


bestimmt durch die Aussicht auf einen Zwei-Frontenkriegs Im 
Westen gegen Frankreich, im Osten gegen Polen, die Tschecho- 
Slowakei und evtl. Rußland, und eine Annäherung an England, 
Infolgedessen galt die Nordmark als in diesem kommende Kriege 
voraussichtlich ruhiges und gesichertes Gebiet. Diese Ein- 
stellung war maßgebend für den Aufbau der luftwaflfenbetriebe 
für den weiteren Ausbau und für die Errichtung von Auswich- 
betrieben für eine Anzahl wichtigster Konzerne an der West- 
grenze (Krupp, Vereinigte Deutsche Metallwerke, Klöckner 
usw.) in der Vorkriegszeit. 

Diese für die tatsächliche Entwicklung des Krieges nicht 
glückliche Planung hat zur Zusammenhaltung eines verhältnis- 
mäßig hohen Prozentsatzes der Luftwaffen-Fertigung in einem 
Bezirk geführt, wächer nach seiner geographischen Lage in 
erster Linie der Marine-Fertigung vorbehalten bleiben muß, 
weil x 


1) die Marine-Fertigung größtenteils Küstengebunder 
ist und 

2) ein sehr hoher Prozentsatz der Bevölkerung zum 
seemännischen Personal gehört, 
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b) Auch die Zahl der beschäftigten Arbeitskräfte weist darauf 
hin. So betrug der Bestand an Arbeitskräften an 31.12.40 
1) für das Heer 30 643 Männer und 12 807 Frauen= 45 450 Arbeitskra: 
te 


2) für die Kriegsma- | 
rine 174 943 * * 415374 * #190 317 ® 


3) für die Iuftwaffe67 379 " " 19844 " = 87 223 " 
c) Sehr gering ist die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte 
10 128 und der Kriegsgefangenen 1 754 
a) Der Umfang der Fertigung für die WT ergibt sich aus folgende: 
Zahlen 


1) Heer-Fertigung 12,6 % Reichsdurchschnitt 33 % 
2) Marine-Fertigung 55 $ . 14 % 
3) Luftwaffen-Fertigung 25 % u 28 % 
4) Verwaltungs-Fertigung 1,7% " 25 % 
5) Sonstiges 5,7% = 


Die Fertigung der Kriegsmarine wurde durch die großen Forde- 
rungen, die besonders die Luftwaffe an Menschen und Kapazi- 
täten stellte, beeinträchtigt, Darauf ist die in hoher Zahl 
erfolgte Dkenstverpflichtung zurückzuführen, wodurch die 
Fertigung in anderen Rüstungsbereichen beeinträchtigt wurde 
und Z.T, auch noch wird, Burch die Dienstverpflichtung ist 
die wirtschaftliche Lage auch hinsichtlich Verpflegung und 
Unterkunft (Zwangseinquartierung) stark belastet, 

f) Die dem tatsächlichen Verlauf des Krieges nicht entsprechend 

®Mob—Planung wirkt sich schwerwiegend auf die Fertigung und 

auf die Lage der Bevölkerung aus, die an sich schon unter 
besonders ungünstigen Kriegsbedingungen leben muß, 


2. 
— — Die Verpflichtung von Arbeitskräften im Reichsaugjeich hat 


ausgleich infolge der Feindeinwirkungen dazu geführt, das hochwertige 
Arbeitskräfte, die z,T. nach den von Fliegern besonders 
besuchten Gebieten dienstverpflichtet wurden, dort infolge 
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der Fliegeralarme usw, in ihrer Arbeitsleistung stark be- 
hindert wurden, so daß der Nutzeffekt teilweise geringer ist 
als wenn sie in ihrem alten Dienstverhältnis geblieben wären 
Diese Wirkung hat besonders auch die Kriegsmarine gemacht, | 
die demzufolge bestrebt ists 


a) Teilaufträge in größerem Umfang in den vom Feind 
wenig besuchten Gegenden unterzubringen 

b) dazu die aus disen Gegenden dienstverpflichtetei 
Arbeitskräfte zurückzuholen und sie den Be- 
trieben zu überweisen, die nunmehr Marineauf- 
träge erhalten haben, Die Werften vergeben 2,21 
bereits Y5 der U-Bootslieferungen als Unterlie- 
ferungen in andere Rü-In Betriebe, dadurch wer- 
den Arbeitskräfte bei Rü-In X für andere Zwecke 
frei, 


3.) 
Evakuierung derBei der Evakuierung des deutschen Westgebietes, insbesondere 


westdeutschen 
Industrie 


der Saarpfalz, wurden die wertvollsten Maschinen zurlickge- 
führt und in Betrieben anderer Industriegegenden eingebaut, 
Als nun die Saarpfalz wieder besetzt werden konnte, fehlte 
es den dort liegenden Betrieben an den wichtigsten Maschinen 
um bald die Arbeit wieder aufnehmen zu können, Ein Ausbau 

an ihren jetzigen Arbeitsstätten hätte die Fertigung allge- 
mein sehr behindert. 30 war aid Industrie der Saarpfalz usw, | 
auf die Lieferung neuer Maschinen angewiesen, Erleichtert 
wurde die Lage durch die Beutemaschinen aus dem besetzten 


Westen, insbesondere Frankreich, 


Überlastung 4.) Biss großer Teil der Rüstungsindustrie hat sich bei der 
_mit Aufträgen 


Annahme von Rüstungsaufträgen übernommen. Das ist nicht al- 
lein das Verschulden der Industrie, sondern sehr häufig auch 
der Bedarfsträger, die große Aufträge Firmen aufdrängen. Da- 
durch sind die vielerlei Reibungen, Reklamationen, unpünkt- 


liche Lieferungen usw, entstanden, Es scheint zweckmäßig, 
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entsprechend den Auskämmkommissionen bei dem Arbeitseinsatz, 
Auftragsauskämmkommissionen einzusetzen, die für die geord- 
nete Fertigung und Lieferung zu sorgen haben, indem sie von 
Firmen, die mit Aufträgen überlastet sind, Aufträge anderen 
Firmen zuteilen, 
Umsteuerung der S)Der Gedanke, Arbeitskräfte und auch Maschinen zu Betrieben 
- Auftragsverge- 
bung. zu bringen, die es verstanden haben, Aufträge zu erhalten, 
hat sich in steigendem Maße als unwirtschaftlich gezeigt. 
Richtiger scheint es zu sein, zu den vorhandenen Menschen und 
* auch zu ‘den vorhandenen Maschinen die Aufträge zu bringen, 
Eine derartige Regelung könnte noch durch die Auftragsaus- 
kiimmkommission erreicht werden. Allerdings darf ein solcher 
Eingriff nur für die Aufträge erfolgen, die entweder so um- 
fangreich sind, daß die stetige Fertigung in den nächsten 
Monaten nicht behindert wird, oder für Aufträge auf späteren 
Termin. 


Arbeitsgemein- 6.) Der Zusammenschluß zu Arbeitsgemeinschaften und Landeslie- 
schaft 


ferungsgenossenschaften hat sich nicht bewährt. Es fehlt zu 
einem großen Teil an ausreichenden Maschinen = die die zur 
®» Verfügung standen, genügten den Anforderungen nicht und hätten 
in erheblichem Maße überholt werden müssen, wodurch weitere 
Verzögerungen im Anlauf und in der Fertigung entstanden 
wären -,an ausreichenden Erfahrungen und an den notwendigen 
Geldmitteln. Statt sie für die Rüstungsindustrie einzusetzen 
wäre zu prüfen, ob nicht gerade sie für die Aufgaben des zi- 
vilen Sektors eingesetzt werden können, wodurch leistungsfä- 
hige Firmen und eingearbeitete Facharbeiter für die Rüstungs 


industrie freigemacht werden können. 
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7.) | 
Berücksichtigung Wiederholt wird Klage darüber geführt, daß Unteraufträge 


der Verkehrs- 
mittel, 


ohne Rücksicht darauf vergeben werden, in welchem Umfange 
die Verkehrsmittel dadurch beansprucht werden, Bei der ge- 
spannten Lage der Verkehrsmittel der verschiedenen Art ist e 
nicht zu verantworten, wenn Geräte usw. zug Weiterverarbeit 
in weiter entlegene Betriebe versandt werden, Handelt es 
sich um laufende größere Fertigung, ist zu erwägen, ob die 


Maschinen nicht zu laufender Arbeit vereinigt werden, 


Freie Kapazitä-8,)Bevor Aufträge in die besetzten Gebiete gelegt werden, ist 


' ten zunächst in 


Deutschland 
& tzen, 


es zweckmäßig festzustellen, ob und in welchem Umfange freie} 
Kapazitäten in Deutschland vorhanden sind, die mit Unter- 
lisferungen ausgenutzt werden können, Der Nachweis von freier 


Kapazitäten wird durch die Bezirksausgleichsstelle für öf- 


fentliche Aufträge bezw. durch die Reichsausgleichsstelle 


erteilt, 


Nutzbarmachung §!) Vor der Besetzung von Feindesland ist vorher zu erwägen, 


der besetzten 
Gebiete, 


ob die Wirtschaft, insbesondere die Industrie, für eigene 
Zwecke nutzbar gemacht werden soll, Das kann 


1) durch Verlegung der Produktionsmittel ins ei- 
gene Land oder 

2) durch Vergebung von Aufträgen in Peinäsland 
erfolgen. 


Der Umfang läßt sich natürlich erst nach der Besetzung fest- 
stellen, Von größter Bedeutung ist es aber, von vornherein 
Anweisungeh über die Art der Ausnutzung zu geben, 

Sollen die Produktionsmittel aus dem zu besetzénden Land 
nach Deutschland geschafft werden, so besteht die Aufgabe 
für die damit betrauten Stellen darin, möglichst viele und 
unter den vielen die besten Maschinen in miglichst kurzer 


Zeit nach Deutschland zu schaffen, Voraussetzung hierfür 
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muß es natürlich sein, daß die Maschinen nach Maßen und Mo- 
dellen für deutsche Zwecke geeignet sind, Andernfalls bedeu- 
tet ein Abtransport eine unnötige Belastung der schon über- 
reich beanspruchten Verkehrsmittel und eine unproduktive 
Schädigung der Wirtschaft des zu besetzemm Landes, 

Eine eigentlich selbstverständliche Aufgabe muß es dabei 
sein, unbedingt für sorgfältigen Ausbau der Maschinen besorg 
zu sein, Eine unrationelle und unsachgemäße Abmontierung, 
wie es in Frankreich häufiger erfolgt sein soll, schadet nur 
allgemein, 

Dabei muß auch vor der Besetzung allgemein bestimmt werden, 
ob ein Ausbau von Maschinen trotz der Haager Landeskriegord- 
nung vom 18, Oktober 1907 erfolgen soll, dessen Artikel 53 
lautet; | 

"Das ein Gebiet besetzende Heer kann nur mit Beschlag bele- 
gen; das bare Geld und die Wertbestände des Staates sowie 
die dem Staate zustehenden eintreibbaren Forderungen, die 
Waffenniederlagen, Beftrderungemittel, Vorratshäuser und 
Lebensmittelvorrite, sowie überhaupt alles bewegliche Eigen- 
tum des Staates, das geeignet ist, den Kriegsunternehmungen 
zu dienen," 

Danach wäre der Ausbau von eingebauten Maschinen usw,, die 
zu den Immobilien gehören, nicht statthaft, Diese Bestim- 


mungen finien natürlich in einem Existenzkampf ihre Be- 


schränkung, Ed ist aber notwendig, daß darüber Klarheit be- 
steht. 

Sollen Aufträge in Peindeslend vergeben werden, so hat ein 
Ausbau von Maschinen zunächst zu unterbleiben und zwar so 
lange, bis über die Nutzbarmachung der einzelnen Betriebe 
Klarheit besteht, Der anscheinende Zeitgewinn zu Anfang wirkt 
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sich schließlich zu einer Verzögerung aus, die sehr nachtei- 
lige Folgen haben kann und meistens auch haben wird, 

c) Zweokmäßig erscheint es nicht, Arbeitslose aus den besetz- 
ten Gebieten nach Deutschland zu verpflichten, sondern in 
Arbeit sich befindende Facharbeiter usw. So hat die Marine 
3 500 Werftarbeiter aus Holland dädurch für deutsche Werf- 
ten freigemacht, daß in Holland Arbeitslose in die Werften 
eingesetzt wurden und daß die durch sie frei werdenden 

i | Facharbeiter der deutschen Werftindustrie zur Verfügung ge- 
& RL cae wurden, 
=] ren Die — rechnet in längeren Zeitmaßen und muß vor 
erung. plötzlichen Änderungen und scharfen Eingriffen wie Umsteu- 
erungen usw, bewahrt bleiben, da sich sonst die beabsichtiga 
ten Änderungen in verschiedener Richtung nachteilig aus- 
wirken, 

a) Die Industrie muß auf Monate voraus disponieren, Da die 
meisten Firmen von Rohstofflieferanten und Unterlieferanten 
abhängen, muß ein plötzlicher Stopp die Gesamtwirtschaft 
einschl, Verkehrsmittel, Versorgungsgewerbe usw, in Unruhe 
versetzen, Dadurch leidet naturgemäß nicht nur der Teil der 
Wirtschaft, der unmittelbar betroffen wird, sondern die Ge- 
samtwirtschaft. | 

b) Arbeitskräfte liegen längere Zeit brach, da sie überhaupt 
nicht oder nur unzureichend Deschäftigt werden dürfen, Dem 
Arbeitsiohnausfall der Arbeitskräfte, die gerade im Kriege 
und besonders im Winter sehrm-hart betroffen werden, stehen 
die Unternehmerverluste und damit der Mangel an Barmitteln 
gezenüber, 

c) Maschinen stehen still und kimnen längere Zeit nicht der 
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der Industrie nutzbar semacht werden, oswohl ein 


ii 


[Ser Maschine mangel besteht. 


Rohstofie, Lir die Kennzahlen gegeben aind, können 


monatehan: richt verarbeitet werden, da es sọ lange 


dauert, bis neue Kenuzahlen erteilt werden. 


Vorgierbeitetee Materiel, Helbfabrikate häufen sich 
in übergsrossen Mengen, die Überhaupt nicht 


au einem geringen Teil für den bestimmten 


wandt. werden dirfen. 


Alle diese schwerwierenden Folren können bei 
sachgemässer Umsteueruns ver Jeden werden. Das hat ein 
Teil der Rüstunge-Inspekteure erkannt und hat die Höhe 
der zu fertigenden Munition heraufsetzen bezw. längere 
Auslaufzeiten bewillizen lassen. Wenn die Industrie auch 
in diesen Gebieten nicht vor notwendigen Änderungen be- 
wahrt bleiben konnte, so sind die Folgen sehr vermin- 
dert und ist die Grundlage daflir gelegt, dass bei ernen- 
ter Vusteuerung die Fertigung reibungsloger erioigen 


kann . 


Alle Schwierigkeiten bei Umsteuerung der Wirt- 
schaft können mit Ausnehme der einen fiberwunden werden : 


aSr Kurziristigkeit. Die Erfahrung hat gelehrt, deuss 


man, falls eine Umgrunvierung der Programme notwencig 


iet, genilvende \Woufzeiten filr die bisheri sen Prorraume 


u 


p &eben muss. 
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